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Vorwort 

Zu dieser Arbeit wurde ich durch das Erlebnis des Faschismus 
nngcregt. Ich hatte Gelegenheit, als Austauschstudent 1935/36 
in Rom diese Bewegung in ihrem bisher angespanntesten und ak¬ 
tivsten Stadium — dem abessinischen Feldzuge — wirken und 
kämpfen zu sehen. Vor allem unvergeßlich wird mir ein persön¬ 
licher Empfang bei dem Schöpfer des Faschismus, dem Duce Ita¬ 
liens, bleiben, in dem mir der Wille und die Kraft des Faschismus 
personifiziert entgegentrat. 

Die gegenwärtigen freundschaftlichen Beziehungen zwischen 
Deutschland und Italien haben eine Hochflut von Neuerscheinun¬ 
gen auf dem Büchermarkt über den Faschismus hervorgebracht, 
in denen entweder nur die Parallelen und Wesensähnlichkeiten 
der faschistischen und nationalsozialistischen Bewegung betont 
werden oder kritiklos alles verherrlicht wird, was jenseits der 
Alpen geschieht. Damit ist aber weder dem Faschismus noch dem 
Nationalsozialismus gedient. Im Gegenteil ist es für jede Seite 
notwendig zu wissen, daß beide Ideen aus Veranlagung und Cha¬ 
rakter des eigenen Volkes geboren sind und daher notwendiger¬ 
weise Unterschiede aufweisen müssen. Es ist auch kein Schaden, 
diese Wesensunterschiede klar werden zu lassen; denn nur so 
können Mißverständnisse vermieden und, wo solche bereits vor¬ 
handen sind, aus dem Wege geräumt werden. So möge denn auch 
vorliegende Arbeit dazu beitragen, das gegenseitige Verständnis 
zu fördern und zu vertiefen. 



A. Die politische Terminologie der beiden Bewegungen 

Zum Verständnis einer politischen Idee ist vor allem ein Ein- 
Hllilon und Eindringen in die Gedanken- und Vorstellungswelt 
• Ich Trägers dieser Idee notwendig. Das Mittel, mit dem dieser 
Träger seine Gedanken und Vorstellungen der Umwelt mitteilt, 
nein Denken und Fühlen einem anderen verständlich macht, ist 
dir Sprache. Jedes einzelne Wort eines Sprachschatzes hat somit 
einen Begriff, einen Vorstellungsinhalt hinter sich, der häufig mit 
einem einzigen Wort einer anderen Sprache nicht wiedergegeben 
werden kann. Sehr oft sogar bezeichnen ähnliche oder gleiche 
Ausdrücke verschiedener Sprachen etwas ganz anderes, und mit¬ 
unter ist ein Ausdruck überhaupt nicht übersetzbar, weil dem an¬ 
deren Sprachvolk der Begriff und daher auch die Formulierung 
fehlt. 

Dies gilt insbesondere für die politische Terminologie des 
Faschismus und des Nationalsozialismus, da deren Revolutionen 
eine tiefgehende Umwertung der Begriffe mit sich gebracht haben, 
die entsprechenden Ausdrücke aber vielfach noch mit der alten 
Systematik verknüpft sind und neue Ausdrucksformen fehlen. So 
müßte man seine eigenen Formeln suchen, um das Wesen des 
Faschismus beschreiben zu können, zudem die italienischen Worte 
an sich schon an ganz andere Begriffe und Voraussetzungen 
knüpfen als wir sie mitbringen. 

Einige Beispiele mögen dies erläutern: 

Das Wort Volk bedeutet im Deutschen etwas völlig anderes 
als im Italienischen p o p o 1 o oder gar N a z i o n e. Unser deut¬ 
scher Volksbegriff hat seinen Sinngehalt von dem abgeleiteten 
Begriff des Volkstums und dieser Begriff ist in der italienischen 
Sprache weder nachzudenken noch zu übersetzen, ohne ihm ge¬ 
rade das Entscheidende zu nehmen. Im italienischen Sprach¬ 
gebrauch bedeutet p o p o 1 o Bevölkerung, die aus Einzelgliedern 
zusammengesetzte Masse oder vielfach die unteren Volksschich¬ 
ten, n a z i o n e dagegen die ideelle, geistige, auf Tradition fußende 
Einheit. Der deutsche Begriff Volk und Volkstum wird da¬ 
her häufig mit dem Ausdruck r a z z a (Rasse) wiedergegeben. 
R a z z a ist in diesem Sinne lediglich politischer Begriff ohne 
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biologische Merkmale. Ein weiterer typisch deutscher Begriff ist 
die Gemeinschaft. Weder die italienische noch eine andere 
romanische Sprache haben hierfür ein adäquates Wort, denn die 
rein sprachlichen Entsprechungen societä, comunione, 
c o m u n i t ä drücken auch nicht annähernd den Sinngehalt des 
deutschen Wortes Gemeinschaft aus. Dies ist verständlich, 
da ja das Sprachvolk den Begriff an sich nicht kennt, und wo 
eine begriffliche Bedeutung fehlt, bildet sich auch keine sinnliche 
Worterscheinung. Solche, durch die völkische Eigenart geprägte 
Begriffe sind eben schlechthin unübertragbar. 

Diese Beispiele ließen sich noch beliebig vermehren. Aber es 
wird schon hier klar, daß viele Mißverständnisse entstehen, indem 
mit gleichen Worten verschiedenes gemeint ist, da die Idendität 
von Wort und Begriff fehlt, die Worte nicht aus gleichen Vor¬ 
stellungen entspringen. 


B. Wesensähnliches und Gemeinsames 

Italien war nach dem Kriege völlig zerrüttet und in ein Chaos 
gestürzt. Im Lande wüteten marxistische und bolschewistische 
Gruppen und erschütterten die Staatsautorität. Gegen diesen 
drohenden Zerfall wandten sich die heimkehrenden Frontkämpfer 
und aus deren Haltung wuchs die faschistische Bewegung. Im 
Frühjahr 1919 gründete Mussolini den ersten Fascio di com- 
battimenti (Kampfbund), und damit begann sein Kampf um die 
politische Macht in Italien, der mit dem Marsch auf Rom und der 
anschließenden Regierungsübernahme am 30. Oktober 1922 be¬ 
endet war. 

In Deutschland war die Lage ähnlich. Die Frontsoldaten kehr¬ 
ten in eine Heimat zurück, in der alle bisherigen Werte durch 
Unordnung, Disziplinlosigkeit, Klassenkämpfe und Parteihader 
aus den Angeln gehoben waren, und in der sogar der in fünf¬ 
jährigem Ringen erstandene und durch das Blut der Gefallenen 
besiegelte Geist der Kameradschaft und Gemeinschaft durch inter¬ 
nationale marxistische und bolschewistische Hetzer zersetzt und 
zerbrochen werden sollte. Hitler scharte im Jahre 1919 in .der 
NSDAP den Widerstand gegen diese Verfallserscheinungen um 
sich und begann den Kampf um den deutschen Menschen, um das 
deutsche Volk und um die politische Macht. Diese war mit dem 
30. Januar 1933 erreicht. 
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So entstanden und wuchsen die nationalsozialistische und die 
hiHchistische Bewegung aus dem Kampf gegen die gleichen Gegner, 
«her unabhängig voneinander. (Aus der Zehnjahresdifferenz der 
Machtergreifung wird heute wohl niemand mehr ein Abhängig¬ 
keitsverhältnis konstruieren wollen.) Zweifellos haben sich die 
Bewegungen in ihrer Entwicklung wechselseitig beeinflußt und 
werden sich auch heute noch vielfältig gegenseitig anregen, ohne 
sich jedoch dadurch von ihrem eigenen Wege abbringen zu lassen. 
Sic nahmen beide den Kampf gegen die vergehende Welt des 
Liberalismus auf, und aus dieser Kampfstellung gegen den glei¬ 
chen Gegner mußten sich naturgemäß Aehnlichkeitcn und Gleich¬ 
heiten in der inneren Haltung ergeben. Sie lehnten den liberalen 
f'reiheitsgedanken ab und stellten das Gesamtwohl der Nation 
über diesen Begriff. Aus der antilibcralen Haltung ergab sich der 
gemeinsame antidemokratische und damit antiparlamentarische 
Affekt. Die Parlamentsregierungcn, die schon mangels eines homo¬ 
genen Programms und eines leitenden Willens aktionsunfähig 
waren, haben beide Bewegungen ersetzt durch das Prinzip der 
Verantwortlichkeit und der Persönlichkeitsführung. Die Worte 
Mussolinis 1 ) „Der Faschismus bestreitet, daß die Zahl — aus dem 
einfachen Grunde, weil sie Zahl ist, — die menschliche Gesell¬ 
schaft zu leiten vermag. Er bestreitet, daß diese Zahl aufgrund 
einer periodischen Volksbefragung regieren kann. Er behauptet 
dagegen, die durch nichts abstellbare schöpferische Ungleichheit 
der Menschen, die auch nicht durch die mechanische und rein 
äußerliche Tatsache des allgemeinen Stimmrechts gleichgemacht 
werden können“, könnten ebenso von Hitler für den National¬ 
sozialismus geprägt sein. Die Bewegungen wenden sich weiter 
gegen die materialistische Geschichtsauffassung und bilden somit 
eine gemeinsame Front gegen den Marxismus und seine zer¬ 
setzende Klassenkampftheorie, gegen den Bolschewismus als 
inneren und äußeren Feind. Mit der Freimaurerei werden die 
Hilfsorganisationen dieser internationalen Bewegungen im faschi¬ 
stischen Italien wie im nationalsozialistischen Deutschland aus¬ 
gerottet, um jeden Einfluß staatenloser Mächte aus dem natio¬ 
nalen Leben auszuschalten und vom Regierungsapparat fernzu¬ 
halten. 

Diese Aehnlichkeiten der Erscheinungsformen beschränken 
sich jedoch nicht ausschließlich auf die Polemik, sondern können 
auch bei den positiven Inhalten festgestellt werden. Faschismus 
und Nationalsozialismus sind nationale Bewegungen und wollen 
die Ueberlieferung, den Geist und das Ansehen des Vaterlandes 
wieder zur Geltung bringen. Beide zeichnen sich in ihrem Wollen 
durch den ungeheuren politischen Elan, ihre klare Zielsetzung und 
die entschlossene Tat, durch ihren Idealismus und ihre leiden- 
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schaftliche Begeisterung und durch den unerschütterlichen Glau¬ 
ben an Idee und Führer aus. Unverkennbar sind auch die Ana¬ 
logien in dem streng hierarchischen Aufbau der Parteien und ihrer 
Untergliederungen und der totalen Erfassung der Jugend durch 
körperliche Ertüchtigung und Ausbildung, durch moralisch-geistige 
und politische Erziehung. Die Hierarchie in den Parteien ergibt 
sich aus der gemeinsamen Ueberzeugung von dem Vorrang der 
Besten (Eliteprinzip). Gemeinsam ist auch beiden Bewegungen 
das heroische und dynamische Lebensgefühl (Mussolini: Vivcre 
pericolosamente!), und was das rein äußere Schaubild anbetrifft, 
so stimmen zahlreiche Methoden zur Führung und Formung der 
Massen überein. Ebenso halten beide Staatsführungen in der Rich¬ 
tung der Außenpolitik eine programmatisch gegen Versailles ge¬ 
richtete, revisionistische Linie. Deutschland will die Folgen der 
Niederlage beseitigen, Italien fühlt sich von den Siegermächten 
benachteiligt. 

Schon aus dieser kurzen Gegenüberstellung ist ersichtlich, daß 
sich die beiden Bewegungen in einer ganzen Reihe von Punkten 
berühren. Es ist nicht beabsichtigt, alle diese Seiten in Betracht 
zu ziehen, zumal besonders die Organisationsformen bereits häufig 
Gegenstand umfassender Darstellungen gewesen sind. Auch auf 
eine Ideengeschichte des Faschismus, der außer dem Weltkriegs¬ 
erlebnis mannigfache Wurzeln hat und über die deutschen Philo¬ 
sophen Hegel und Nietzsche, über Pareto und den Freihcitshelden 
Garibaldi, über die Nationalisten Corradini und d'Annunzio 
und vor allem durch den Einfluß des Syndikalisten Sorel seine 
heutige Gestalt erlangt hat, ist bewußt verzichtet worden. Vor¬ 
liegende Abhandlung will die Unterschiede in der sozialen 
und politischen Grundhaltung des Nationalsozialismus und des 
Faschismus aufzeigen; denn es ist wichtig, gerade diejenigen Rich¬ 
tungen voneinander abzuheben, die gewisse Züge gemeinsam 
haben, da besonders an ihren Unterschieden der tiefere Wesens¬ 
gehalt der Bewegungen erkennbar ist. 

Es erhebt sich nun die Frage, ob man bei einer derartigen 
Achnlichkeit und mannigfachen Uebereinstimmung überhaupt noch 
von wesentlichen Unterschieden sprechen kann und ob ein solches 
Herausstellen nicht gesucht erscheinen muß. Doch schon bei flüch¬ 
tiger Betrachtung zeigt sich, daß die Uebereinstimmungen in 
erster Linie polemischer und negierender Art sind. Es sind ge¬ 
meinsame Haltungen, die aus dem Kampf gegen die gleichen 
Feinde erwuchsen, ähnliche Methoden, die sich aus dem Weg¬ 
räumen der gleichen Hindernisse ergaben. Es ist jedoch unrichtig, 
hieraus den Schluß zu ziehen, die beiden Bewegungen seien über¬ 
haupt gleichzusetzen. Wenn auch der Faschismus und der Natio¬ 
nalsozialismus als lebendige Gegenbewegungen gegen die Auf- 



Innung» n des liberalen Zeitalters entstanden sind und somit eine 
gewisse Verwandtschaft keineswegs geleugnet werden kann, so 
ei doch darauf hingewiesen, daß jede Bewegung ihre Ideen und 
Krillte aus den Tiefen und dem geistigen Urgrund der eigenen 
Nation schöpfte. Aus diesen Quellen wurde das Arteigene heraus- 
l'nholl und gerade hierauf beruhen die Verschiedenheiten, die sich 
vorwiegend in der konkreten Gestaltung zeigen. 


C. Dio Carta del Lavoro und das Gesetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit 

Die Ideologie des Faschismus ist eher aus seinem praktischen 
Verhalten als aus seinen theoretischen Ansätzen zu erkennen. So 
sagte auch Mussolini 1 ): „Die Lehre des Faschismus liegt in seinen 
konkreten Verwirklichungen und aus diesen läßt sich ja leicht 
genug die Doktrin folgern, die ihnen zugrunde liegt.“ Die kon¬ 
krete Verwirklichung hat von jeher der Schaffung von Begriffen 
als Deduktionsbasis gedient und daher ist cs richtiger, von den 
tatsächlichen Gestaltungen auf das Begriffliche zu schließen, als 
umgekehrt eine Theorie über die Wirklichkeit zu stülpen. Die 
Weltanschauungen und Denkformen des Faschismus und des 
Nationalsozialismus werden ohne weiteres klar, wenn man be¬ 
obachtet, wie diese Bewegungen die Probleme der Gegenwart 
sehen und sie zu lösen versuchen. 

Zum brennenden innerpolitischen Problem des modernen 
Staates ist durch die Klassenkampftheorie die Arbeiterfrage ge¬ 
worden. In dieser Praxis erweist sich letzten Endes der Wert 
oder Unwert eines jeden Gestaltungsprinzips, von der Lösung 
der sozialen Frage hängt in erster Linie die innere Befriedung 
des Volkes ab, da die schaffenden Menschen den wesentlichen 
Bestandteil der Volksgesamtheil ausmachen. Die Probleme der 
Arbeit haben sich von jeher auch auf die Staatsführung aus¬ 
gewirkt, und aus diesem Grunde ist im Arbeitsrecht am ehesten 
der Stand des politischen Geschehens erkennbar, ist dieses wie 
kein anderes geeignet, letzte weltanschauliche Unterschiede auf¬ 
zuzeigen. Deshalb wurden zur Gegenüberstellung die C?rta del 
lavoro und das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit heraus¬ 
gegriffen. Dieses ist so bedeutend für den nationalsozialistischen 
Staat, wie jenes richtungweisend für den Faschismus ist. Beide 
Gesetze regeln nicht nur die Arbeit rein organisatorisch, sie sind 
vor allem ethische Normen für das nationale Leben. An ihnen ist 
vorzüglich die Stellung und die Haltung der sozialen Gruppen 
zueinander und zum Staat erkennbar. 
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I. Die Carfa del Lavoro 

Als unmittelbare Vorgängerin der Carta del lavoro ist die 
Carta della Reggenza Italiana del Carnaro anzusehen. Diese 
wurde von dem Dichter Gabriele d'Annunzio nach der Besetzung 
Fiumes am 13. September 1919 als Vision eines neuen Italiens 
verkündet. Nach ihr sollte das ganze Volk in Berufsverbände ge¬ 
gliedert werden, die in gemeinsamer Arbeit das wirtschaftliche 
Leben der Nation zu höchster Produktivität entfalten würden. 
Diese Carta galt während der Regentschaft des Dichters 3 ) für das 
Herrschaftsgebiet um Fiume und enthielt im Keime alles, was 
sieben Jahre später in der Carta del lavoro verwirklicht wurde. 

Die Carta del lavoro selbst wurde am 21. April 1927 von dem 
großen faschistischen Rat unter dem Vorsitz Mussolinis geneh¬ 
migt'). Allerdings war der große Rat damals lediglich höchstes 
Parteiorgan. Als Staatsorgan wurde er erst durch die Gesetze 
vom 9. Dezember 1928 und vom 14. Dezember 1929 konstituiert. 
Da die Carta weder von der Kammer noch vom Senat verfassungs¬ 
mäßig verabschiedet wurde, kann sie vom rein formalen Betrach¬ 
tungspunkte aus nicht als Gesetz bezeichnet werden. In Wirklich¬ 
keit ist sie auch ihrem Inhalt und ihrer Form nach mehr als ein 
gewöhnliches Gesetz: Sie ist die große Arbeitsverfassung, welche 
die neue Struktur des national-faschistischen Staates verkündet, 
„sie ist das fundamentale Dokument der politischen und sozialen 
Idee des Faschismus" ) und somit die Richtschnur für die gesamte 
soziale Gesetzgebung. In einer Entscheidung des Kassationshofs 
vom 9. Juni 1928 wird sie als Grundlage der Gesetzesinterpre¬ 
tation bezeichnet, und durch Gesetz vom 6. Dezember 1928 wurde 
die Regierung ermächtigt, zum Zwecke ihrer vollkommenen Ver¬ 
wirklichung (per la completa attuazione) Gesetzesnormen zu er¬ 
lassen. Im Gegensatz zu den allgemein gehaltenen Vorschriften 
der Carta del lavoro enthält das Gesetz vom 3. April 1926 Nr. 565 
„Disciplina giuridica dei rapporti collettivi e del lavoro’“’) mit 
seinen Ausführungsbestimmungen im Regio Decreto vom 1. Juli 
1926 Nr. 1130 „Norme per l’attuazione della legge 3aprile 1926" 7 ) 
positive Vorschriften, wodurch die rechtliche Anerkennung der 
Syndikate, die Wirksamkeit der Kollektivarbeitsverträge und die 
Funktionen des Arbeitsgerichts geregelt, sowie Streik und Aus¬ 
sperrung verboten werden. Diese Normen sind daher, auch wenn 
sie zeitlich vorher erlassen wurden, lediglich Ausführungsbestim¬ 
mungen der Carta del lavoro und bilden zusammen mit ihr die 
Grundlagen des heutigen positiven Arbeitsrechts. 

Die Grundgedanken des italienischen Systems sind folgende: 
Der Gegensatz Arbeitgeber — Arbeitnehmer und somit der Be¬ 
stand von Klassen mit entgegengesetzten wirtschaftlichen Inter- 
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tmnuu wird als gegebene Tatsache hingenommen (Opposti interessi 
ili'i ilatori di lavoro e dei lavoratori’’). Der Faschismus glaubt 
nicht, diese Gegensätze abschaffen zu können, da sie wirtschaft¬ 
liche Wirklichkeiten und nicht zu unterdrücken seien“). Im Gegen¬ 
teil werden sogar die innerhalb des Staatsgefüges auftretenden 
'.o/.ialen Spannungen nicht für schädlich, sondern für segensreich 
angesehen. Diese Gegensätzlichkeiten mit ihren Wechselwirkun¬ 
gen lädt der Faschismus in seinem System zur Geltung kommen, 
in dein er sie organisiert, diese Organisationen überwacht bzw. 
leitet und ihnen so die Wege zu gesetzlicher Betätigungsmöglich¬ 
keit weist. Das schaffende Volk wird demnach nach Klassen ge¬ 
teilt in den Syndikaten erfaßt. Die Bildung dieser Syndikate ist 
grundsätzlich frei. (L’organizzazione sindacale o professionale £ 
libcra'®). Wichtigster Grundsatz dieses syndikalen Systems ist die 
Kinzigkeit des Syndikats (l'unicitä sindacale"). Hiernach gilt als 
Syndikat im eigentlichen Sinne mit allen wirtschaftlichen und 
politischen Rechten und Pflichten nur das unter Erfüllung be¬ 
stimmter Voraussetzungen als einziges Syndikat der Kate¬ 
gorie"') im gegebenen Bezirk vom Staate anerkannte. Es 
kann in demselben Wirkungskreis nur jeweils ein Syndikat der¬ 
selben Kategorie staatliche Anerkennung und die damit ver¬ 
bundenen Rechte erlangen. Dieser Gedanke der Einzigkeit be¬ 
ruht auf den Erwägungen, daß zu den schon bestehenden Gegen¬ 
sätzen Arbeitgeber — Arbeitnehmer nicht auch noch Gegensätze 
innerhalb der Klasse hinzukommen dürfen, zudem hierdurch auch 
eine Art parteipolitischer Trennung Wiedererstehen könnte. Außer¬ 
dem war es im Interesse der Einheit und der Konzentration im 
Wirtschaftsleben erforderlich, die Fülle syndikaler Macht einem 
einzigen Organ zu übertragen. Zur staatlichen Anerkennung sind 
bestimmte Voraussetzungen zu erfüllen. Die wichtigsten hiervon 
sind: 

1. Durch die Mitglieder, die sich aus freiem Entschluß ein¬ 
geschrieben haben, müssen mindestens 4 h° der Arbeiter einer 
Kategorie des entsprechenden Bezirks erfaßt werden' 3 ). 

2. Die Eingeschriebenen müssen moralisch und politisch zu¬ 
verlässig sein, die Leiter müssen nationale Ueberzeugungs- 
treue und die erforderlichen Fähigkeiten besitzen"). 

3. Es darf keine andere schon anerkannte Vereinigung in dem 
Bezirk bestehen"). 

4. Neben der wirtschaftlichen und moralischen Interessenver¬ 
tretung muß die Unterstützung und Fürsorge, die fachliche, 
sittliche und nationale Erziehung der Mitglieder verfolgt 
werden. 
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Durch die Anerkennung wird das Syndikat zur Rechtsperson 
und ist zu öffentlichen Funktionen ermächtigt, indem es für alle 
Arbeitnehmer oder Arbeitgeber der entsprechenden Kategorie 
des Bezirks, also auch für die nichteingeschriebenen verlretungs- 
berechtigt ist 10 ). Am bedeutungsvollsten wirkt sich diese Vertre¬ 
tung beim Abschluß des Kollektivarbeitsvertrags aus. So wird das 
Syndikat zum tatsächlichen Exponent der gesamten Kategorie, 
ein Gedanke des klassischen Syndikalismus: Das Syndikat ist die 
aktive politische Auslese und deshalb auch Sprecher und Ver¬ 
treter des ganzen Standes. Aus diesen Gründen wurde auch 
die Einrichtung eines Zwangssyndikats unterlassen und werden 
strenge persönliche Anforderungen bei der Aufnahme gestellt. 
Weiter erhielt das Syndikat eine Art Umlagen- und Steuerhoheit 
gegenüber allen Vertretenen' 7 ) und durch das Vorschlagsrecht 
seiner Vereinigungen höherer Ordnung für öffentliche Körper¬ 
schaften und die Deputiertenkammer politischen Einfluß. Hinzu 
kommen noch gewisse disziplinäre Befugnisse“), 

Mit der Anerkennung wird das Syndikat zugleich der Auf¬ 
sichtsgewalt und der teilweisen Leitung des Staates unterstellt. 
Dieser hat ein Prüfungsrecht bezüglich der Recht- und Zweck¬ 
mäßigkeit seiner Handlungen, er kann unter gewissen Voraus¬ 
setzungen den leitenden Rat auflösen, seine Beschlüsse aufheben 
und sogar die Leitung anstelle des Präsidenten zeitweise einem 
Sonderkommissar anvertrauen. 

Die niederen einfachen Syndikate, Vereinigungen ersten Grades 
(Associazioni federali o de primö grado o semplice), werden zu 
den Föderationen (Federazioni, associazioni federali o di secondo 
grado) und diese zu den Konföderationen (Confederazioni, asso¬ 
ciazioni confederali o do terzo grado) zusammengefaßt. 

Bis hierher folgt der Faschismus mit seinem konsequenten 
zweiseitigen Aufbau und der organisatorischen Einteilung der 
Nation in zwei Klassen den alten sozialistischen Ideologien. Wäh¬ 
rend aber nach marxistischer Theorie die Gegensätzlichkeit der 
Klassen notwendig im Klassenkampf enden muß oder der Klassen¬ 
kampf (Generalstreik) sogar den Mythus des klassischen Syndi¬ 
kalismus bildet, können und müssen sich nach faschistischer An¬ 
sicht die beiden Klassen in friedlicher Zusammenarbeit zumWohle 
der Gesamtheit finden. Dies ist das entscheidend Neue im faschi¬ 
stischen Prinzip, das die Klasseneinteilung zwar anerkennt, den 
Klassenkampfgedanken aber bekämpft und an die Stelle des 
Gegeneinanderarbeitens die friedliche Zusammenarbeit und Soli¬ 
darität (collaborazione e solidarietä) setzt, um hierdurch die 
Macht der Nation und den Wohlstand der Einzelnen zu steigern. 

Mit der Bekämpfung des Klassenkampfes mußten folgerichtig 
zunächst die eigentlichen kämpferischen Mittel, der Streik und 
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«In* Aussperrung unmöglich gemacht werden. In den Ar¬ 
tikeln 18 bis 23 der Disciplina und 95 bis 99 der Norme werden 
Streik und Aussperrung jeder Art verboten und Zuwiderhand¬ 
lungen mit harten Strafen belegt“*). Diese Verbote liegen ja an 
sich im Wesen eines autoritären Staates; denn dieser kann die 
Selbsthilfe der Klassen so wenig dulden wie die Selbsthilfe der 
einzelnen Bürger, da hierdurch das vornehmste Amt des Staates, 
das Richteramt, geschmälert würde. Die angestrebte Harmonie 
konnte aber mit dem Verbot der Selbsthilfe allein nicht erreicht 
wurden. Es war klar, daß andere Elemente gefunden werden 
mußten, welche die entgegengesetzten Interessen auf eine gemein¬ 
same Ebene führten, um dort einen friedlichen Ausgleich zu 
schaffen. Die Mittel zu diesem Zwecke glaubt der Faschismus in 
dreifacher Form gefunden zu haben: 

1. Im Kollektivarbeitsvertrag. 

2. In der Arbeitsgerichtsbarkeit. 

3. In den Korporationen. 


1. Der Kollektivarbeitsvertrag" ) 

Die Einrichtung des Kollektivarbeitsvertrags beruht auf dem 
Gedanken, daß die zwischen den Klassen auftretenden Diffe¬ 
renzen durch die sozialen Organisationen selbst auf dem Ver¬ 
handlungswege beigelegt werden können. Die verschiedenen Be¬ 
lange können sich in einem beiderseitigen Uebereinkommen ver¬ 
einen und dieses Uebereinkommen, ein verpflichtender Vertrag, 
der Kollektivarbeitsvertrag, wird als Endergebnis der Verhand¬ 
lungen angestrebt. Er ist das wirksamste Mittel, um ein harmo¬ 
nisches Verhältnis und die richtige Befriedung eines jeden Ein¬ 
zelnen zu erreichen, und somit die entgegengesetzten Klassen- 
inleressen zu versöhnen. (La conciliazione degli opposti interessi”). 
In ihm iindet die zu Gunsten der höheren Belange der Erzeugung 
angestrebte Solidarität ihren sichtbaren Ausdruck. Der Kollektiv¬ 
arbeitsvertrag wird abgeschlossen zwischen den Vereinigungen 
ersten Grades und regelt bindend die Arbeitsbedingungen für die 
ganze Kategorie, er verpflichtet also auch die nichteingeschrie¬ 
benen Mitglieder. Wegen dieser allgemeinverpflichtenden Wir¬ 
kung wird dem Kollektivarbeitsvertrag vielfach die reine Ver¬ 
tragsnatur abgesprochen und er im Rechtssystem zwischen Ver¬ 
trag und Verordnung eingereiht, Carnelutti z. B. sagt von ihm, 
er habe den Körper eines Vertrags und die Seele eines Zwitters. 
Da das Syndikat jedoch für die gesamte betreffende Kategorie 
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vertretungsberechtigt ist, muß der von ihm abgeschlossene Kollek¬ 
tivarbeitsvertrag auch hinsichtlich seiner Wirkungen den Nicht¬ 
eingeschriebenen gegenüber als reiner Vertrag bezeichnet werden, 
da diese ja kraft Gesetzes von ihm vertreten werden. Die Ver¬ 
einbarungen selbst enthalten als wichtigsten Teil die Lohnbedin¬ 
gungen") und die Festsetzung der Lohnhöhe, die grundsätzlich 
jeder allgemeinen Norm entzogen und dem Uebereinkommen der 
Parteien überlassen bleibt 33 ). 


2. Die Arbeitsgerichtsbarkeit 

Die Arbeitsgerichtsbarkeit muß notwendigerweise mit dem 
Verbot von Streik und Aussperrung entstehen. Denn nicht immer 
kommt die Solidarität durch friedliche vertragliche Einigung 
zustande und da die Selbsthilfe nicht erlaubt ist, muß der 
faschistische Staat von sich aus den Ausgleich herbeiführen. 
Hierfür bestanden zwei Möglichkeiten: das Schlichtungsver¬ 
fahren mit dem obligatorischen staatlichen Schiedsspruch oder 
die echte Arbeitsgerichtsbarkeit. Der Faschismus hat sich für die 
letztere entschieden. Das Schlichtungswesen hat immer den 
Charakter eines Kompromisses und war daher eine nur unvoll¬ 
kommene Form der staatlichen Gerichtsbarkeit. Das Arbeits¬ 
gericht aber erläßt kraft seiner souveränen Unabhängigkeit ein 
gerechtes Urteil und ist somit schon allein durch die Form seiner 
\erbindlichen Anordnungen in der Lage, bei den Parteien das 
geborgene Gefühl der Gerechtigkeit und des Rechtsschutzes zu 
ei wecken. Das Arbeitsgericht hat zwei Aufgaben: Die Entschei¬ 
dung individueller und kollektiver Arbeitsstreitigkeiten 3 '). Die 
weitaus größere Bedeutung liegt in der gerichtlichen Regelung 
der kollektiven Arbeitsbeziehungen. Hierbei können durch Urteil 
neue Arbeitsbedingungen mit anderen Löhnen festgesetzt und 
somit indirekt die Marktpreise beeinflußt werden. Diese Tätigkeit 
wird vielfach als Eingriff in das System der freien Wirtschaft 
bezeichnet, aber es sei ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
diese arbeitsgerichtliche Lösung nur der letzte Fall ist und ihr 
mehrere obligatorische Versöhnungsversuche vorausgehen. In der 
Tat wurde das Arbeitsgericht in den Jahren 1926 bis 1934 nur 
rund 50mal in Anspruch genommen. Die Ebene, auf der die 
widerstrebenden Belange auch vom Arbeitsgericht zusammen- 
geführt werden sollen, ist das höhere Interesse der Gesamt¬ 
produktion. Dieser fundamentale Grundsatz bildet die Entschei¬ 
dungsgrundlage der arbeitsgerichtlichen Rechtsschöpfung. 
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3. Die Korporationen 

Die Korporationen sind weitere äußerst wichtige Organe der 
friedlichen Zusammenarbeit der Klassen. Da die Worte „korpo¬ 
rativ” und „Korporativismus” in der faschistischen Terminologie 
häufig gebraucht werden, und auch der Begriff im italienischen 
System eine entscheidende Rolle spielt, seien bei dieser Gelegen¬ 
heit die Steilung, das Wesen und die Bedeutung der Korpo- 
ui(innen >\ iher Umrissen. 

In dem Gesetz vom 3. April 1926 ') wird davon gesprochen, 
daß die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände in einer über¬ 
geordneten gemeinsamen Hierarchie durch „zentrale Bindeorgane" 
verbunden werden können. In der Durchführungsverordnung vom 
I Juli 1926 taucht dann zum ersten Mal der Name Korporation 
auf”). Mit dieser Einrichtung soll über die klassenmäßige Ein¬ 
teilung des Volkes hinaus eine Organisation geschaffen werden, 
die den gemeinsamen Interessen der verschiedenen Verbände 
Rechnung tragen soll, indem sie die Sonderinteressen der Ein¬ 
zelnen und der Gruppen den Gesamtinteressen unterordnet. Diese 
Korporationen sollen jedoch die Syndikate keinesfalls verdrängen, 
im Gegenteil ist in den Gesetzen von 1926 und 1927 das Syndikat- 
System ausdrücklich in den Vordergrund gestellt und in der Dis- 
ciplina Art. III Abs. 2 wird sogar bestimmt, daß die Verbindung 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmersyndikate nur so erfolgen 
kann, daß die besonderen Vertretungen immer erhalten bleiben. 
Das Syndikat ist die unzerstörbare Zelle der Korporation, dem 
vertikalen System der Syndikate wird durch Querverbindungen 
zwischen den Syndikaten zweiten Grades das horizontale System 
der Korporationen angegliedert. 

Die Korporation selbst ist im Gegensatz /um Syndikat reines 
Staatsorgan und wird unmittelbar vom Staate gegründet. Arbeit¬ 
nehmer und Arbeitgeber sind in ihr gleichmäßig vertreten. Die 
eigentlichen Aufgaben sind wie folgt festgelegt: 

a) Der Korporation ist die Schlichtung von Streitfällen zwischen 
den ihr angehorigen Syndikaten übertragen. Vor Einleitung 
des arbeitsgerichtlichen Verfahrens ist ihr Schlichtungs¬ 
versuch obligatorisch. 

b) Die Korporation kann nach vorheriger Verständigung mit 
den Arbeitnehmer- und Arbeitgebersyndikaten für deren 
Kategorie allgemein gültige Anordnungen über Arbeits¬ 
bedingungen erlassen. Diese Anordnungen haben die Wir¬ 
kung von Tarifverträgen, ähnlich den Urteilen der Arbeits¬ 
gerichte. Die grundsätzliche Freiheit der einzelnen Syndi¬ 
kate im Abschluß von Kollektivarbeitsverträgen wird hier- 
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durch jedoch nicht berührt 77 ), aber es wird die öffentliche 
Austragung von Arbeitsstreitigkeiten vor dem Arbeits¬ 
gericht entbehrlich. 

c) Außerdem steht den Korporationen das Recht zu, auf dem 
Gebiete des Arbeilsvertragsrechts Normen zu erlassen. 

Durch diese Aufgaben wird die Korporation zu einem be¬ 
sonders wichtigen Sicherungsfaktor des Arbeitsfriedens und zum 
sichtbaren Ausdruck der Solidarität. „Sie erscheint als staat¬ 
licher Interklassismus der wirtschaftlichen Kräfte auf nationaler 
Basis"”). Zugleich verbindet sich mit ihren Funktionen die Auf¬ 
gabe, die Produktion zu fördern und zu organisieren und somit 
die Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Aus diesen Gründen wird auch 
die Arbeit an sich, als hervorragender Faktor der Produktion, in 
allen ihren Formen für gesellschaftliche Pflicht erklärt' 0 ), im 
Dienste der höheren Interessen der nationalen Erzeugung und 

des wirtschaftlichen Gesamtwohls. 

Diese in kurzen Zügen gezeigte korporative Verfassung be- t 
stand jedoch jahrelang nur in der Theorie. Wohl wurde noch im 
Jahre 1926 durch königliche Verordnung vom 2. Juli das Mini¬ 
sterium der Korporationen errichtet, das beratende Organ aber 
erst durch Gesetz vom 20. März 1930 (Legge sulla riforma del 
consiglio nazionale delle corporazioni) entscheidend gestaltet. 
Außer der beratenden Tätigkeit in allen Fragen der syndikalen 
und korporativen Gliederung des Staates (Art. X des Gesetzes) 
kann der Nationalrat eine normengebende Funktion auf dem Ge¬ 
biete der Sozialpolitik, der Wirtschaftspolitik und der kollektiven 
Arbeitsverhältnisse ausüben, wenn er vom Regierungschef hierzu 
ermächtigt wird (Art. XII). Organe des Rates und seine Grund- 
clemente zugleich sind die Abteilungen und die Unterabteilungen 
(le sezioni e le sottosezioni), denen die Rechte von Korporationen 
zuerkannt werden können. Dies geschah dann auch durch mini¬ 
steriellen Erlaß vom 27. Januar 1931, durch den die Sektionen 
mit der Wahrnehmung der den Korporationen zugedachten Auf¬ 
gaben betraut wurden. So entstanden die Korporationen mit ganz 
anderem Gründungsvorgang als ursprünglich vorgesehen, und es 
war klar, daß sie in dieser Art lediglich Surrogate und Ueber- 
gangsbehelfe waren, da ihnen die organische Verbindung mit der 
nationalen Erzeugung fehlte. Erst durch Gesetz vom 5. Februar 
1934 (Nr. 163 Costituzione e Funzione delle Corporazioni) wurde 
die Grundlage für die Errichtung wirklicher Korporationen ge¬ 
schaffen. (Art. 1 des Gesetzes: Le Corporazioni, previste dalla 
dichiarazione VII della Carta del Lavoro, della legge 3 aprile 
1926 N. 563 e dal R.D. 1. Lglio 1926 N. 1130 sono isti- 
t u i t e ...) Inzwischen ist auch eine große Anzahl Korporationen 
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ii rk lilot worden, die eine rege Tätigkeit entfalten. Allerdings 
wurde durch das letztere Gesetz der Aufgabenkreis der Korpo- 
ml Ionen gegenüber den Gesetzen von 1926 und 1927 beträchtlich 
oiwoltert und die Haupttätigkeit von der sozialen auf die 
wirlNcluiftliche Seite verlegt. Heute erläßt die Korporation ins- 
I»«'Mindere Normen zur kollektiven Regelung der wirtschaftlichen 
Beziehungen und zur einheitlichen Ordnung der Produktion. 
Außerdem besitzt sie die Befugnis, Tarife für wirtschaftliche 
I «Mutungen und Dienste festzusetzen. Alle diese Normen und Ta¬ 
ille erlangen Gesetzeskraft, nachdem sie von der Generalver- 
Niunmlung des Nationalrates gebilligt, dem Ministerpräsidenten 
vorgelegt und von diesem veröffentlicht sind (Art. 11). Damit ist 
«l«u Korporation die Möglichkeit gegeben, für ihr weitreichendes 
Wlrkungsgebiet unter Umgehung des Parlaments Gesetze zu er¬ 
laßen. 

In dieser Form steht heute die syndikal-korporative Arbeits¬ 
verfassung vor uns, und wenn auch sicherlich mit der bisherigen 
Entwicklung der Endpunkt noch nicht erreicht ist, so ist doch 
ihre Eigentümlichkeit klar erkennbar. Die Gewerkschaften wurden 
mifrechlerhalten, weil man glaubte, die uralten Klassengegen¬ 
sätze nicht abschaffen zu können. Diese Gegensätze organisieren 
sich; aber, statt sich in den Klassen auf internationaler Basis zu 
bekämpfen, finden sie sich über den Klassen auf nationaler Basis 
in der friedlichen Zusammenarbeit aller zu Gunsten der natio¬ 
nalen Produktion und damit zum Wohle des gesamten Volkes. 


I. Die nationalsozialistische Arbeitsordnung 

Um den durch das Arbeitsordnungsgesetz bewirkten revo¬ 
lutionären Umbruch im deutschen Arbeitsleben erkennen und die 
grundlegenden Umgestaltungen würdigen zu können, sei die soziale 
Entwicklung bis zur nationalen Revolution in kurzen Zügen voran¬ 
gestellt 

Das alte Sozialrecht war ein Kind des Liberalismus. Der 
Grundsatz der Vertragsfreiheit entwickelte die Gestaltungsformen 
für die Arbeitsbedingungen. Arbeitgeber und Arbeitnehmer stan¬ 
den sich als gleichberechtigte Vertragspartner gegenüber, die 
Arbeit gegen Lohn austauschten. Durch die wirtschaftliche Ueber- 
legenheit der Unternehmer wurde aber die sogenannte Waffen- 
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gleichheit der Partner ins Gegenteil verkehrt und die Abschluß- 
freilicit damit illusorisch. Das Gefühl der Unterlegenheit führte 
auf der einen Seite zur Gewerkschaftsbildung, auf der anderen 
Seite formten sich die Unternehmer in ihren Syndikaten ein wirk¬ 
sames Mittel gegen diese gewerkschaftliche Macht. Das war die 
Geburtsstunde des kollektiven Arbeitsrechts. Die individuelle Ver¬ 
tragsregelung wurde durch den Tarifvertrag völlig verdrängt, die 
Regelung der Arbeitsbedingungen war jetzt ausschließlich Sache 
der Verbände, die sich als soziale Gegenspieler gegenübertraten. 
Die einseitige Interessenpolitik der Verbände, die Anwendung 
ihrer verschiedenen Macht- und Druckmittel führte schließlich 
dazu, daß sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer in offenem Kampfe 
gegenüberstanden. So bildeten diese sozialen Organisationen die 
Grundlage des Klassenkampfs. In dem Hilfsdienstgesetz vom 
5. Dezember 1916 wurden die Gewerkschaften gesetzlich aner¬ 
kannt und somit der Klassenkampf als natürliche Folge dieses 
kollektiven Systems legalisiert. Auch das Belriebsrätegesetz vom 
4 Februar 1920 beruhte in seinen Grundzügen auf einer eindeu¬ 
tigen Gegenüberstellung der Fronten Arbeitgeber — Arbeit¬ 
nehmer. So sieht § 1 des Betriebsrätegesetzes den Zweck des Be¬ 
triebsrates „in der Wahrnehmung der gemeinsamen wirtschaft¬ 
lichen Interessen der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber gegenüber". 
Die Betriebsräte sind von vornherein als bewußte Klassenorgani¬ 
sation der Arbeiter irn Betriebe gedacht. Der Gedanke des Gegen¬ 
satzes zweier Klassen auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet 
wurde ebenfalls in der Weimarer Verfassung, Art. 162 und 165, 
zum Ausdruck gebracht und so die verfassungsprogrammatische 
Grundlage für die Entstehung und Entwicklung der Sozialgesetz¬ 
gebung geschaffen. Durch die steigende Politisierung der sozialen 
Organisationen nahm indessen der Klassenkampf Formen an, die 
zu schweren Schäden in der Wirtschaft führten und letzten Endes 
doch von der schwächeren Klasse, der Arbeiterklasse, bezahlt 
werden mußten. Der Staat erkannte die sittliche Verpflichtung, 
den schaffenden Menschen zur Seite zu stehen, wählte aber hierzu 
unzulängliche Hilfsmittel. Er schaltete sich als Vermittler in das 
kollektive Arbeitsrecht ein und kam zu Hilfe, wenn die Verbände 
miteinander nicht fertig wurden. Durch dieses Schlichtungsrecht 
des Staates und die Art seiner Handhabung wurde den Parteien 
jedoch nicht allein die Verantwortung, sondern auch häufig von 
vornherein die Bereitwilligkeit zu ehrlichem und verständigem 
Verhandeln genommen und die sozialen Organisationen einander 
noch mehr entfremdet. 

Dieses Klassensystem, in dem schon allein aus weltanschau¬ 
lichen Gründen jede ehrliche Gemeinschaftsarbeit unmöglich war, 
fand der Nationalsozialismus bei der Machtübernahme vor. Die 
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I üming der sozialen Frage war das dringendste Problem und 
ii Imn am 20. Januar 1934 erfuhr die neugestaltende Arbeit einen 
Abnchluß in dem 

Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit* 1 

In diesem Gesetz werden die Gegensätze überwunden, indem 
an die Stelle des materialistischen Klassengedankens der Geist 
der Gemeinschaft gesetzt wird. Diese Idee, beruhend auf der Er- 
lumnlnis, daß alle Glieder des Volkes eine unlösliche Lebens- 
uud Schicksalsgemeinschaft bilden, stellt statt des Trennenden 
dn.'t Gemeinsame, das Unternehmer und Arbeiter verbindende 
Interesse an der Erhaltung des Betriebes in den Vordergrund. 
Dnbci wird nicht geleugnet, daß es natürliche Verschiedenheiten 
/wischen Unternehmer und Arbeiter immer geben wird, da dieser 
wohl stets um die Steigerung seines Einkommens bemüht bleibt. 
Dies entspricht auch gesundem Streben; denn wer etwas leistet, 
soll auch fordern. Das Fordern an sich stempelt den Arbeiter 
noch nicht zum Klassenkämpfer, da er nicht als Mitglied einer 
Gruppe oder Klasse, der Fordern nun einmal eigentümlich ist, 
(ordert, sondern als Einzelperson für seine persönliche Leistung. 
Entscheidend ist also die Art des Forderns, und diese muß außer¬ 
dem getragen sein von der Erkenntnis der wirtschaftlichen Be¬ 
friedigungsmöglichkeiten und vom gegenseitigen Vertrauen der 
sozialen Partner. Es wäre aber eine Ünterhöhlung des Vertrauens 
und ein Untergraben der Gemeinschaft, wollte man die natür¬ 
lichen Gegensätze sammeln, Organisationen schaffen, die von 
diesen Gegensätzen leben und so eine unüberbrückbare Kluft 
konstruieren 11 ). Aus diesen Gründen wurden die bestehenden Ge¬ 
werkschaften zerschlagen und damit das kollektive Arbeitsrecht 
als Grundlage des Klassenkampfs beseitigt; denn das gesamte 
Tarifvertrags- und Schlichtungswesen ging von dieser fiktiven 
Gegensätzlichkeit zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus. 
Als mit den Kampforganisationen die gegnerischen sozialen Fron¬ 
ten vernichtet und ihre Neubildungen unmöglich gemacht worden 
waren, stellte das Arbeitsordnungsgesetz die lebendigste Zelle des 
sozialen Lebens, den Betrieb, die Betriebsgemeinschaft, in den 
Vordergrund. Hier bestand am ehesten die Möglichkeit, eine echte 
und wirkliche Gemeinschaft herzustellen, da im Betrieb ja nicht 
die Teilleistung des Einzelnen, sondern nur die harmonische und 
zweckentsprechende Zusammenarbeit aller zum letzten Erfolge 
führt. Diese Gemeinschaft, die sich, nachdem durch Beseitigung 
der Klassenorganisationen alles weggeräumt ist, was dem Wachsen 
des Vertrauens hinderlich war, immer festerund enger zusammen¬ 
schließt, ist auch fähig, ihre menschlichen, natürlichen Gegensätze 



selbst zu ordnen. Die Betriebsgcmeinschaft ist das Kernstück der 
deutschen Sozialverfassung. Es stehen sich in ihr keine Klassen¬ 
vertreter mehr gegenüber, sondern „Unternehmer, Angestellte 
und Arbeiter bilden eine Arbeits- und Leistungsgemeinschaft zur 
Förderung der Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von 
Staat und Volk" (§ l) 31 ). Der Betrieb ist also nicht nur Produk¬ 
tions- und Arbeitseinheit, sondern durch die Idee der Gemein¬ 
schaft zum sittlichen Lebensverhältnis schlechthin erhoben, und 
diese Idee ist zum bestimmenden Faktor des neuen Arbeitsrechts 
geworden und gestaltet alle übrigen Bestimmungen des Arbeits¬ 
ordnungsgesetzes. 

Die Betriebsgemeinschaft gliedert sich wie alle Gemeinschaf¬ 
ten in Führung und Gefolgschaft. Damit wird das politische 
Führerprinzip in vollem Umfange in das soziale Leben über¬ 
tragen. Führer des Betriebes ist in der Regel der Unternehmer, 
bei juristischen Personen sind es die gesetzlichen Vertreter. Die 
Gefolgschaft wird von den Angestellten und Arbeitern gebildet. 
Fntscheidend ist, daß hierdurch der Unternehmer aus seinem rein 
kaufmännischen Wirkungskreis heraustritt und selbst in die Mitte 
der sozialen Gemeinschaft gestellt wird. Nur ausnahmsweise fällt 
die Person des Unternehmers nicht mit der Person des sozial¬ 
rechtlichen Betriebsführers zusammen, nämlich dann, wenn der 
Unternehmer oder der gesetzliche Vertreter einer juristischen 
Person einen anderen an der Betriebsleitung Beteiligten mit seiner 
Stellvertretung betraut, oder wenn dem eigentlichen Führer die 
Führereigenschaft aberkannt wurde, und er einen andern zum 
Führer bestellt hat. (§ 3). In beiden Fällen handelt es sich jedoch 
nicht um unselbständige Stellvertreter oder Ersatzmänner, sondern 
jeweils um echte Führer, die in allen sozialrechtlichen Angelegen¬ 
heiten des Betriebes selbständig entscheiden. Hierdurch soll auf 
jeden Fall verhindert werden, daß durch einen Unternehmer, der 
den Betrieb nicht selbst leitet oder hierzu nicht fähig ist, das 
Band zwischen Führung und Gefolgschaft gelockert und die Ge¬ 
meinschaft zersetzt wird. Zur Sicherung und Festigung der Bin¬ 
dung Führer — Gefolgschaft wurde die Einrichtung des Ver¬ 
trauensrats geschaffen. Alljährlich stellt der Betriebsführer im 
Einvernehmen mit dem Obmann der nationalsozialistischen Be¬ 
triebszellenorganisation eine Liste der Vertrauensmänner auf, zu 
der die Gefolgschaft in geheimer Abstimmung Stellung nimmt. 
Nach der Wahl wird der Vertrauensrat jeweils am 1. Mai, dem 
Tag der nationalen Arbeit, für ein Jahr verpflichtet. Er hat die 
Aufgabe, in den größeren Betrieben, in denen der Einzelne dem 
Führer nicht mehr unmittelbar gegenübersteht, Mittelorgan zwi¬ 
schen Führer und Gefolgschaft zu sein und das gegenseitige Ver¬ 
trauen in der Betriebsgemeinschaft zu erhalten und zu vertiefen. 
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limi hiur erhellt, daß der Vertrauensrat mit dem früheren Be- 
• lU'ltmn! nichts gemein hat. Dieser war Kontrollorgan und Inter- 
••«Ni'livci li ctling dem Unternehmer gegenüber. Eine derartigeDenk- 
wmIm» Ul nher mit dem Führerprinzip unvereinbar. Der Vertrauens- 
im! Ul der beratende Mitarbeiterstab des Führers und steht unter 
••'liier Leitung (§ 5). Er ist kein Organ der Interessenvertretung, 
•iiiulurn das Sinnbild der untrennbaren Einheit des Betriebes. Er 
In! dir Stätte, auf der sich Führer und Gefolgschaft in gemein- 
-iimn Beratung treffen. Hierbei können natürlich Gefolgschafts- 
lnlcr«H*cn besprochen werden, ohne daß dadurch der Vertrauens- 
miI /.ur Gefolgschaftsvertretung wird. Auch die persönlichen An- 
Inidcningcn an die Vertrauensräte sind andere als an die früheren 
liehirhsrntc. Sie sollen die Elite des Betriebes bilden, sie müssen 
•loh durch vorbildliche menschliche Eigenschaften auszeichnen 
und dir Gewähr für jederzeitiges rückhaltloses Eintreten für den 
milionalcn Staat bieten. Mit solchen Gefolgschaftsmitgliedcrnwird 
Immer ein verständiges und gemeinnütziges Zusammenarbeiten 
möglich sein. 

I.s ist selbstverständlicher Ausfluß des Führerprinzips, daß 
der Betriebsführer der Gefolgschaft gegenüber in allen betrieb- 
lichrn Angelegenheiten entscheidet (§ 2). Die wichtigste EnG 
«Iiridung besteht in dem Erlaß der Betriebsordnung, der in § 26 
zwingend vorgeschrieben ist. In die Betriebsordnung sind be- 
•dimmtc (§ 27) Arbeitsbedingungen aufzunehmen, die für die Be¬ 
triebsangehörigen als Mindestbedingungen rechtsverbindlich sind 
Ifj 30). Der Grundgedanke hierbei ist, daß die Festsetzung der 
Arbeitsbedingungen am besten und am gerechtesten aus der lebens¬ 
nahen Betriebsgemeinschaft heraus erfolgen kann. Die außer¬ 
betriebliche Regelung ist der Ausnahmefall, und damit ist das 
gesamte kunstvolle Kollektivsystem in und über dem Betriebe 
vernichtet, indem die Regelung der Arbeitsverhältnisse aus dem 
Bereich organisierter Gruppen in den Einzelbetrieb verlegt und 
/.u einer persönlichen Angelegenheit zwischen Unternehmer und 
Werkmann gemacht wurde. Die Betriebsordnung ist die Ver¬ 
fassung des Betriebes und kann als „öffentlich-rechtliche Satzung 
mit Normenwirkung ,33 ) bezeichnet werden. Ihre Bestimmungen 
regeln in erster Linie das Arbeitsverhältnis. Dieses wurde nach 
der Uebernahme der römisch-rechtlichen Auffassungen als rein 
schuldrechtlicher Dienstmietvertrag angesehen, heute wird es als 
vorwiegend personenrechtliches Verhältnis betrachtet. Der Haupt¬ 
inhalt des Arbeitsverhältnisses ergibt sich aus den Rechten und 
Pflichten der Gemeinschaftsglieder und besteht in der Fürsorge¬ 
pflicht des Führers einerseits und der Treupflicht der Gefolg¬ 
schaft andererseits (§ 2). Damit geht das Arbeitsordnungsgesetz 
auf die arteigene Auffassung des alten deutschen Rechts von der 



beiderseitigen Treupflicht des Gefolgsmannes und des Gcfolgs- 
herrn zurück und verbindet mit der Machtfülle des Betriebs¬ 
führers eine ebenso große Pflichtfülle. Reichsorganisationsleiter 
Dr. Ley sagte hierzu treffend: „Ich will vom Unternehmer nichts 
anderes, als daß er sich als Offizier seines Betriebes von niemand 
in der Fürsorge seiner Männer übertreffen läßt'"‘). Dem Recht 
auf Fürsorge entspringt die Treupflicht des Arbeiters, und so tritt 
anstelle des lediglich materielle Dinge ordnenden Arbeitsvertrags 
die Treuverbundenheit. Hierdurch wird die Betriebsgemeinschaft 
immer lebensvoller und beim Arbeiter ein mehr als materielles 
Interesse am Betriebe geweckt. Hinzu kommt noch der in den 
§§ 56 ff. geschaffene besondere Kündigungsschutz, der die Ge¬ 
wahr bietet, daß der Arbeiter innerlich im Betriebe heimisch wird 
und ein beruhigendes Gefühl der festen Zugehörigkeit zur Be- 
tiiebsgemeinschaft erhält. Dieser Gemeinschaft und ihrem Treue¬ 
gedanken entwachsen alle geschriebenen und ungeschriebenen 
Pflichten der Gemeinschaftsmitgliedcr, deren gewissenhafte Er¬ 
füllung einem jeden die soziale Ehre vorschreibt. 

Das Arbeitsordnungsgesetz ist ein Hohelied auf die Gemein¬ 
schaft und auf die uneigennützige ehrenhafte Gesinnung ihrer 
Glieder. Aber es wäre ein Selbstbetrug, würde man die Schwächen 
der Einzelnen in Bezug auf ihre Eigeninteressen übersehen oder 
die menschliche Unzulänglichkeit hinsichtlich der Gemeinschafts¬ 
gesinnung nicht erkennen. Solche Fehler ruhen in der Mensch¬ 
lichkeit ihrer Träger und werden ihnen immer anhaften. Ins¬ 
besondere heute muß damit gerechnet werden, daß viele noch 
innerlich in der liberalistischen Epoche stehen und es an der er¬ 
forderlichen Gcisteshaltung fehlen lassen. Aber dort, wo diese 
Gesinnung noch nicht vorhanden ist, treten die Sicherungen in 
Kraft, die in dreifacher Form eingebaut sind: 

1. ln der Einrichtung des Treuhänders der Arbeit. 

2. In der sozialen Ehrengerichtsbarkeit. 

3. In der Deutschen Arbeitsfront und dem Arbeitsdienst als 
Erziehungsfaktoren. 


1. Der Treuhänder der Arbeit 

Der Treuhänder der Arbeit ist Reichsbeamter und wird für 
ein bestimmtes Wirtschaftsgebiet als unmittelbares Kontrollorgan 
des Staates ernannt. In erster Linie hat er die geordnete Durch¬ 
führung des Arbeitsordnungsgesetzes zu gewährleisten und die 
sozialen Organe in ihren Funktionen zu überwachen, Nötigenfalls 
steht ihm auch ein Eingriffsrecht in den Einzelbetrieb zu (§ 19). 



I • ioi|Jt unter gewissen Voraussetzungen für Vertrauensmänner 
liiiil illiei wncht (lie Geschäftsführung. Er hat Massenentlassungen 
n\ Vorländern und kann unter Umständen die Betriebsordnung 
nltltiiilorn, Seine wichtigste Funktion abes besteht in der Fest- 
«•»t/Hiitf von Richtlinien für den Inhalt der Betriebsordnungen und 
in dem Erlaß von Tarifordnungen (§ 32). Diese Tarifordnungen 
«lud iiU Mindeslbedingungen rechtsverbindlich. Sie können weder 
In Wirkung noch in Geltungsdauer durch Parteivereinbarung ab- 
ftoHiidi'rt werden. Sic sind echte Rechtsverordnungen und machen 
in dei Betriebsordnung entgegenstehende Bestimmungen nichtig. 
Duniil wird aber die Betriebsordnung keineswegs verdrängt, ihr 

V.eilt bleibt gewahrt. Die Tarifordnung wird nur in dem Aus- 

iinlimofull erlassen „wenn zum Schutze der Beschäftigten einer 
(•nippe von Betrieben innerhalb des dcmTreuhänder der Arbeit zu- 

R tuvicNonen Bezirks die Festsetzung von Mindestbedingungen zur 
aücltuig der Arbeitsverhältnisse zwingend geboten ist" (§32). Die 
rnrlfordnungen werden nach Beratung in einem Sachverständigen- 
uuNru liiiß erlassen. Eine Anzahl Sachverständiger bilden das be¬ 
ratende Organ des Treuhänders. Vor Beginn ihrer Tätigkeit wer- 
•hHi sic vereidigt und haben zu schwören, „das sie keine Sonder- 
Inlercssen verfolgen und nur dem Wohle der Volksgemeinschaft 
dienen werden" (§ 24). Dies ist auch für den Treuhänder die 
Richtschnur seines Handelns. Er ist nie Sonderinteressen Vertreter, 
‘■«nulcrn hat immer und allein das Gemeinwohl im Auge. So ver¬ 
hindert der Treuhänder durch kluge und fachkundliche Ober- 
Iritung die Entstehung jeder sozialen Friedensstörung von An¬ 
fang an. Seine Tätigkeit ist nicht mit derjenigen der früheren 
Schlichtungsbehörden zu vergleichen, da er nicht bloßes Aushilfs- 
organ, sondern das Organ der staaf liehen Führung auf dem Ge¬ 
biete der Sozialpolitik ist. Und diese staatliche Führung ist so¬ 
lange nötig, als die jetzt plötzlich auf sich selbst gestellten Men¬ 
schen noch nicht die Gewähr einer ehrenhaften sozialen Haltung 
bilden, und sie wird sich immer mehr zurückziehen können, so¬ 
bald die neuen Gedanken Allgemeingut der Nation geworden sind. 


2. Die soziale Ehrengerichtsbarkeit 

Während die Arbeitsgerichte auch nach der Revolution im 
wesentlichen die gleichen Aufgaben wie früher haben, ist die Ein¬ 
führung der sozialen Ehrengerichtsbarkeit etwas vollkommen 
Neues auf dem Gebiete des Sozialrechts. Die soziale Ehre wurzelt 
in dem Gedanken der Gemeinschaft und ihrer Treueverbunden¬ 
heit. Die sich hieraus ergebenden Pflichten haben in § 35 schönsten 



Ausdruck gefunden: „Jeder Angehörige einer Betriebsgemein¬ 
schaft trägt die Verantwortung für die gewissenhafte Erfüllung 
der ihm nach seiner Stellung innerhalb der Betriebsgemeinschaft 
obliegenden Pflichten. Er hat sich durch sein Verhalten der Ach¬ 
tung würdig zu erweisen, die sich aus seiner Stellung in der Be¬ 
triebsgemeinschaft ergibt. Insbesondere hat er im steten Bewußt¬ 
sein seiner Verantwortung seine volle Kraft dem Dienste des 
Betriebs zu widmen und sich dem gemeinen Wohle unterzu- 
ordnen'\ Wenn sich jeder Führer und jedes Gefolgschaftsmitglied 
dieser Pflichten jederzeit bewußt sind und ihr Handeln von 
diesem Bewußtsein bestimmen lassen, kann das Arbeitsverhältnis 
bis ins Einzelne aufgrund des persönlichen sozialen Ehrgefühls 
geregelt werden. Aber solange das soziale Ehrbewußtsein noch 
nicht als selbstverständlich zur inneren Haltung eines jeden 
schaffenden Deutschen gehört, muß zum Schutze der Gemein¬ 
schaft vor dem Mißbrauch ihrer Rechte die soziale Ehrengerichts¬ 
barkeit bestehen. Durch sie werden gröbliche Verletzungen der 
durch die Betriebsgemeinschaft begründeten sozialen Pflichten 
als Verstöße gegen die soziale Ehre gesühnt. Als solche werden 
insbesondere Ehrenkränkungen, mißbräuchliche Ausnützung der 
Arbeitskraft und jedwede Störung des Arbeitsfriedens angesehen. 
Die Strafen sind zum Teil sehr hart und treffen diejenigen mit 
aller Schärfe, die sich der Gemeinschaft und Kameradschaft 
absolut nicht einordnen wollen. Hierdurch wird besonders die 
Machtfülle der Betriebsführer in ihrer sozialen Ausübung unter 
eine strenge Kontrolle genommen. Das Ehrengericht kann auf 
Warnung, Verweis, Ordnungsstrafe in Geld erkennen oder die 
Befähigung, Vertrauensmann zu sein, aberkennen und selbst Aus¬ 
schluß aus der Gemeinschaft anordnen, indem der Gefolgsmann 
vom Arbeitsplatz entfernt oder dem Unternehmer die Führer- 
eigcnschaft aberkannt wird. 

Diese Vorschriften bieten die Gewähr, daß jedem, der arbeitet, 
die nötige Achtung cntgcgengcbracht wird, daß aber auch jeder 
sich seiner eigenen Ehre in Haltung und Handlung bewußt bleibt. 
Sie bilden ein vorzügliches Mittel zur Verwirklichung der Ge¬ 
meinschaft. 


3. Die Deutsche Arbeitsfront 

Dr. Ley sagte einmal: „Das Arbeitsordnungsgesetz wäre ein 
Verbrechen, wenn wir nicht zugleich die Erziehung der Schaffen¬ 
den übernommen hätten". Die nationalsozialistische Führung gibt 
sich keinen Täuschungen hin; sie hat erkannt, daß die Menschen, 
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ntil di«* drin Arbeitsordnungsgesetz paßt, erst noch erzogen wer- 
«li'ii inihiNcn; denn ein Jahrhundert liberalistischer Erziehung und 
mm xinlisdics Denken läßt sich nicht von einem auf den andern 
l ug mmrotlen. Die Erziehung ist daher der Schwerpunkt im Auf- 

t i(|>«inl<rois der Deutschen Arbeitsfront. Dies wird auch in der 
i ioidi.iing des Führers vom 24. Oktober 1934 über Wesen und 
/Irl«* der Arbeitsfront ausdrücklich betont. Sie hat ihre Mit- 
glioclei /.u einer nationalsozialistischen Wirtschaftsgesinnung zu 
»•i /iidicn und dadurch eine wirkliche Leistungs- und Lebens¬ 
gemeinschaft heranzubilden. Bei den Betriebsführern gilt es, die 
I ili«Mintnis für die berechtigten Ansprüche und die Lebensnot- 
w emligkcitcn ihrer Gefolgschaften zu schaffen, bei den Gefolgs- 
IriiltMi das Verständnis für die Möglichkeiten des Betriebes zu 
wecken. Diejenigen Volksgenossen, die infolge einer führenden 
Stellung in einem gesteigerten Pflichtenkreis stehen, werden 
!(ir ihre Aufgaben besonders geschult, und damit trägt die Ar¬ 
beitsfront Sorge, daß die soziale Ehre zur entscheidenden Trieb- 
Ina ft der neuen Ordnung wird. Aus dieser Aufgabenstellung er¬ 
gibt sich, daß der Aufbau der einzigen überbetrieblichen Organi- 
•uitlon kein zweiseitiger, nach Arbeiter und Unternehmer ge¬ 
trennter, sein kann. Im Gegenteil, auch bei der Deutschen Ar¬ 
beitsfront bildet die Betriebsgemeinschaft die Urzelle. Gebiets¬ 
weise ist die Arbeitsfront in Gaue, Kreise und Ortsgruppen ge¬ 
gliedert, die mit den entsprechenden Gebietseinheiten der NSDAP 
zusammenfallen. Auch sonst ist die Arbeitsfront durch Personal¬ 
union und Idendität von Aemtern mit der Partei aufs engste 
verknüpft. Durch die rein gebietsmäßige Einteilung zieht eine 
vertikale Organisation, die aus den nach Wirtschaftszweigen ge¬ 
gliederten Betriebsgemeinschaften erwächst. Alle an einem Orte 
befindlichen Betriebe desselben Wirtschaftszweiges bilden eine 
Ortsbetriebsgemeinschaft, die weiter zu Kreis-, Gau-, Bezirks- und 
Bcichsbetricbsgemcinschaften aufbaut. In den letzteren sind alle 
Betriebe des gleichen Wirtschaftszweiges zusammengefaßt. We¬ 
sentlich an dieser betriebsorganischen Erfassung ist, daß sie die 
Betriebe als Einheit, also Arbeiter und Unternehmer vereinigt 
und somit alle arbeitenden Menschen erfaßt. Dem horizontalen 
Aufbau ist das vertikale System der Reichsberufsgruppen ange- 
glicdert. In diesen werden die Mitglieder nach Berufen erfaßt, um 
die Möglichkeit einer rein beruflichen Erziehung und Fortbildung 
zu haben. Zu diesen mannigfachen Aufgaben kommt noch die 
Schaffung und Förderung von Musterbetrieben nationalsozia¬ 
listischer Gemeinschaftsgesinnung, die sozialhygienische Ueber- 
wachung der Betriebe und vor allem die Feierabendgestaltunq. 
Zu dem letzteren Zwecke wurde von der Deutschen Arbeitsfront 
die nationalsozialistische Gemeinschaft „Kraft durch Freude" ge- 
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gründet, der alle Mitglieder der Arbeitsfront angehören. Diese 
Organisation will allen Volksgenossen die reichen Kulturgüter 
una Schönheiten unseres Vaterlandes und der Erde vermitteln 
und sie somit unabhängig von Geld und Besitz an den Freuden 
des Lebens teilnehmen lassen; denn die Gesinnung des Arbeiicrs 
wäre nicht vollendet, wenn ihm nicht auch eine besondere Da¬ 
seinsfreude durch Gestaltung seiner freien Zeit gewährt werden 
würde. Dabei muß den Schaffenden schließlich klar werden, daß 
der Gedanke der Gemeinschaft nicht mit der täglichen Arbeit 
endet, sondern eine immerwährende sittliche Idee und vor allem 
Wirklichkeit ist. Die Deutsche Arbeitsfront kann somit mit Recht 
als die hohe Schule der nationalsozialistischen Weltanschauung 
bezeichnet werden. 


Der Arbeitsdienst 

Während der Deutschen Arbeitsfront vorwiegend die Erzie¬ 
hung und Schulung der bereits in den Betrieben Schäftenden ob¬ 
liegt, wird im Arbeitsdienst die Jugend, bevor sie verantwortlich 
im Betriebe mitarbeitet, zu der nationalen Arbeitsgesinnung er¬ 
zogen. Die Arbeitsdienstpflicht wurde durch Gesetz vom 26. Juni 
1935*') eingeführt und verpflichtet alle jungen Deutschen beiderlei 
Geschlechts, ihrem Volke im Reichsarbeitsdienst eine bestimmte 
Zeit zu dienen (§ t des Gesetzes). Hier soll den jungen Menschen 
die ideelle Gleichheit der Arbeit aufgehen, soll durch das gemein¬ 
schaftliche Leben und Schaffen jeder aufkeimende Standesdünkel 
und Klassengeist vernichtet und damit die später erforderliche 
Einstellung zu dem Betriebsgemeinschaftsgedanken geschaffen 
werden. Im Arbeitsdienst finden sich die jugendlichen Arbeiter 
der Stirn und der Faust, sic schaufeln gemeinsam mit dem Spaten 
— ihrem Symbol - - dem Klassenhochmut und Klassenhaß das 
Grab 3 ") und bilden somit, wie der Führer bei der Kundgebung des 
Arbeitsdienstes auf dem Reichsparteitag der Arbeit erklärte, den 
Garanten für die Durchsetzung des großen Zieles „ein Volk, ein 
Reich, eine Gemeinschaft, eine Kraft". 

So steht das Arbeitsordnungsgesetz, sinnvoll ergänzt durch 
die Organisation der Deutschen Arbeitsfront und die Einrichtung 
des Arbeitsdienstes, als ein Recht vor uns, in dem der römisch¬ 
rechtliche materialistische Geist ersetzt ist durch die lebendigen 
deutschen Begriffe Gemeinschaft, Führung-Gefolgschaft, Treue, 
Verantwortung, Pflicht und ist so nichts anderes, als die selbst¬ 
verständliche Uebertragung unserer Weltanschauung auf das 
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wlnllllili- Gebiet des sozialen Lebens. Man kann sagen: In diesem 
„beginnt die nordische Seele von ihrem Zentrum — dem 
I InhrWohlsein — heraus wieder zu wirken" 37 ). Wenn es sich auch 
in Nciiiem vollen Umfange erst in Jahren nach der erfolgreichen 
I »Ziehung aller Schaffenden auswirken wird, so hat es doch heute 
• hon unendlich viele Schranken des Mißtrauens, welche die 
K luNionkumpfIdeologie errichtet hatte, niedergerissen. 


I). Die ideellen Grundlagen der beiden Sozial¬ 
verfassungen 

Schon aus der rein tatsächlichen und kritiklosen Gegenüber¬ 
stellung ist erkennbar, daß die beiden Arbeitsverfassungen, die 
iiicli ui Form und Inhalt nicht nachstehen, wohl teilweise ähnlich, 
doch .substantiell verschieden sind. Die Aehnlichkeiten beruhen 
ml der gemeinsamen Ablehnung des liberalistischen Sozialprin- 
/.Ip«, da die ßindungslosigkeit dieser Theorie in einem Kampf 
aller gegen alle endete, statt durch die Befreiung des Individuums 
dber die Harmonie des Spiels der freien Kräfte zu der erwarteten 
gerechten Sozialordnung zu führen. Doch in der Neuordnung des 
sozialen Lebens und in der Ausrichtung der Sozialpolitik geht 
jede Bewegung von einer anderen Grundhaltung aus. Die Ver¬ 
schiedenheiten sind klar erkennbar schon in dem Ausgangspunkte 
allen Arbeits- und Sozialrechts, in der 

Bewertung der Arbeit 

I. Die nationalsozialistische Arbeitswertung und die Gemeinschaft 

Im älteren deutschen Recht ergab sich die Bewertung und 
Beurteilung der Arbeit aus dem persönlichen Treuverhältnis, das 
den Gefolgsmann verpflichtete, seinem Gefolgsherrn zu dienen. 
Dieser Dienst — gleichgültig welcher Art im einzelnen er war — 
galt grundsätzlich als ehrenhaft. Wenn man dennoch manche 
Arbeiten geringer einschätzte, so lag dies daran, daß diese durch¬ 
weg von Unfreien ausgeübt wurde. Die Bewertung bezog sich also 
mehr auf die Person, als auf die Arbeit an sich. — Im römischen 
Recht wurde das Arbeitsverhältnis als Dienstinietvertrag be¬ 
trachtet. Den Ausgangspunkt der Bewertung der Arbeit als Ge¬ 
genstand der Miete bildete die Sklavenwirtschaft. Die Sklaven 
wurden wie Sachen zu Arbeitsleistungen vermietet, und ebenso 
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vermietete der Freigelassene seine Arbeitskraft. Mit der Rezep¬ 
tion des römischen Rechts tritt der Dienstmietvertrag an die Stelle 
des Treudienstverhältnisses. Diese Auffassung fügt sich später 
vorzüglich in das Händlersystem der liberal-kapitalistischen 
Epoche ein. Die Arbeit ist lediglich eine Ware „zur Befriedigung 
fremder Bedürfnisse"'"), die Gegenstand eines Kaufvertrags zweier 
gleichberechtigter Partner ist. Am deutlichsten kommt der Waren¬ 
charakter der Arbeit bei Marx zum Ausdruck, der einen Unter¬ 
schied zwischen Arbeit und Zucker nur darin findet, daß man 
die Arbeit mit der Uhr mißt, den Zucker aber mit der Wage. 
Und zwar arbeitet der Arbeiter nur — ebenfalls nach Marx —, 
um die nötigen Lebensmittel zu erhalten. Die Arbeit ist ein Opfer 
seines Lebens, das für ihn erst da anfängt, wo diese Tätigkeit 
aufhört. 

Die kirchliche Arbeitslehre unterscheidet sich von der rein 
materialistischen Auffassung dadurch, daß sie in der Arbeit ein 
sittliches Moment sucht. Da der Sinn der Arbeit nur am Jenseits 
ausgerichtet sein kann, wird die Mühseligkeit und der Schweiß 
der Arbeit als eine Straffolge der Erbsünde bezeichnet. Zugleich 
aber sind diese Mühen ein Mittel zur Buße auf dem Wege zur 
ewigen Seligkeit, der unter der Leitung der Kirche beschritten 
werden soll”). 

Die christliche und die marxistisch-materialistische Arbeits¬ 
lehre hatten jedoch eines gemeinsam: Den Gedanken der Flucht 
vor der Arbeit und den Glauben an die Erlösung von der Arbeit. 
Die Anhänger der einen Lehre allerdings erhofften die Erlösung 
in einem jenseitigen himmlischen, die der andern in einem dies¬ 
seitigen bolschewistischen Paradiese. 

Diesen Ideologien stellt der Nationalsozialismus die Freude 
an der Arbeit, die Freude am Kampf und die Freude am Leben 
gegenüber. Beim Reichsparteitag der Arbeit wurde eindeutig klar, 
welche Stellung dem Begriff und dem Wert der deutschen Arbeit 
in dem System unserer Weltanschauung zukommt: Die Arbeit 
ist zum Lebensgesetz unseres Volkes schlechthin geworden. „Für 
uns bedeutet die Arbeit keinen Fluch, sondern den größten Segen 
Gottes, der einen Funken seiner Schöpferkraft in dem arbeitenden 
Menschen aufleuchten läßt"' 0 ). Die menschliche Arbeit ist der 
alleinige Grund aller Wertschöpfungen und somit jeder mensch¬ 
lichen Kultur. Kapital, Technik usw. sind der Arbeit gegenüber 
von nebensächlicher Bedeutung, sie sind allenfalls entbehrliche 
Hilfsmittel. Denn die Arbeit kann ohne Kapital und Technik neue 
Werte schaffen, diese aber können ohne Arbeit nie gestaltend 
wirken. Das Symbol dieser Arbeitswertung stellt der Arbeits¬ 
dienst dar. Mit dem einfachsten Gerät, dem Spaten, werden ge¬ 
waltige Neuwerte geschaffen, wobei der finanzielle und technische 
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Aufwand den Arbeitsleistungen gegenüber nicht ins Gewicht fällt. 
Die Arbeit allein ist der entscheidende Ordnungswert. Sie stellt 
sich neben dem Willen zur Arterhaltung als stärkste Triebkraft 
des menschlichen Zusammenlebens dar, sie ist d a s gemeinschafts- 
bi Id ende und erhaltende Erlebnis. Je härter der Kampf ist, den 
eine Gemeinschaft zu bestehen hat, um so fester schließt sich 
diese zusammen. In Friedenszeiten steht im Vordergrund des 
Lebenskampfes die tägliche Arbeit. Sie wird so zum höchsten Ge¬ 
meinschaftswert und aus Gründen der Gemeinschaftserhaltung 
zur Gemeinschaftspflicht. Dieser Gedanke liegt auch Punkt 10 
des Parteiprogramms zugrunde, wonach es Pflicht eines jeden 
Staatsbürgers ist, im Rahmen der Gemeinschaft zu schaffen. Die 
Arbeitspflicht besteht immer und nicht erst, wenn der Volks¬ 
genosse durch Abschluß eines Vertrags seine Arbeit als Ware 
verkauft oder vermietet hat. Damit ist der Arbeit der Waren¬ 
charakter genommen und der gesamten vorrevolutionären Arbeits¬ 
wissenschaft der Boden entzogen. Die neue Arbeitsauffassung hat 
inzwischen in den Gesetzen und Einrichtungen des Dritten Reiches 
vielfachen Ausdruck gefunden, am klarsten im Arbeitsordnungs¬ 
gesetz und am schönsten und lebendigsten im Reichsarbeitsdienst¬ 
gesetz, die beide in der Hauptsache auf dem ethischen Wert der 
Arbeit aufbauen. 

Das Arbeitsordnungsgesetz setzt nach Wegfall der schuld- 
icchtliehen Austauschverhältnisse das persönliche Band zwischen 
Führer und Gefolgschaft, die Betriebsgemeinschaft, an dessen 
Stelle. Durch Aufnahme in die Betriebsgemeinschaft wird es dem 
Schaffenden ermöglicht, seiner volksgenössischen aus der Gemein¬ 
schaft erwachsenden Arbeitspflicht zu genügen, das Arbeitsver¬ 
hältnis im Betrieb wird durch die Gedanken der Treue und der 
Ehre bestimmt. Die Ehre ist die ethische Grundlage des Betriebs 
und damit auch der Arbeit. Aus dieser Wertung ergibt sich als 
Selbstverständlichkeit die ideelle Gleichheit der Arbeit; denn es 
gibt keine Speziallehre für Kopf- oder Handarbeiter. Wohl mag 
der materielle Wert der Arbeit, gemessen an dem Nutzen, den 
diese für die Gesamtheit hat, verschieden sein; dies drückt sich 
dann in der Lohnstaffelung aus. Die ideelle Gleichheit steht aber 
fest „in dem Augenblick, in dem jeder Einzelne sich bemüht, auf 
seinem Gebiete — welches immer es auch sein mag — sein Bestes 
zu tun. Darauf aber hat die Wertschätzung eines Menschen zu 
beruhen und nicht auf der Entlohnung“' 1 ). 

Der Pflicht zur Arbeit entspricht ein Recht auf Arbeit. Jedem 
Volksgenossen muß es ermöglicht werden, sich durch Arbeit in 
der Gemeinschaft fortzubilden und zu entfalten und sich dieser 
Gemeinschaft immer fester einzugliedern. Aus diesem Gedanken 
wuchsen in erster Linie die Maßnahmen für die Arbeitsbeschaf- 
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fung, für den Arbeitseinsatz und die Kündigungsschutzbestim¬ 
mungen des Arbeitsordnungsgesetzes. Hier zeigt sich der grund¬ 
legende Unterschied zum Weimarer System und seinen Methoden 
in der ganzen Bedeutung. Die Arbeitslosenkrise war für uns keine 
Frage der Unterstützungen und Renten. Durch diese werden die 
Zersetzungserscheinungen als typische Folge der Beschäftigungs¬ 
losigkeit nicht beseitigt, sondern nur durch Arbeitsbeschaffung, 
auch v/enn die Möglichkeiten einer gerechten Entlohnung augen¬ 
blicklich fehlen. Das Lohneinkommen nämlich ist nicht maßgebend 
für das Leben in der Gemeinschaft, aber „ohne Arbeit ist kein 
Leben""). 

Dies ist die Arbeitswertung, auf der das Arbeitsordnungs¬ 
gesetz fußt. Arbeit ist nicht mehr jede Tätigkeit, die der Be¬ 
friedigung fremder Bedürfnisse dient, sondern „Arbeit ist jede 
Tätigkeit, die der Volksgemeinschaft Nutzen bringt". 

Die ideelle Arbeitsauffassung vernichtet die Gegensätze, die 
durch die Gleichstellung von Kapital und Arbeit entstanden 
waren. Arbeit ist der alleinige Zentralwert. Sie ist typisch ge- 
ineinschaflsbildender und in der Gemeinschaft kulturschöpfe¬ 
rischer Faktor. Es wurde oben festgcstellt, daß ohne Arbeit keine 
Gemeinschaft entstehen kann. Dem muß der Umkehrschluß hin¬ 
zugefügt werden: Ohne Gemeinschaft kann auch keine Arbeit 
bestehen, d. h. jede außerhalb der Gemeinschaft geleistete oder 
gar gegen diese gerichtete Tätigkeit ist wertlos. Die Arbeit erhält 
ihre Sinngebung erst von der Gemeinschaft — der Volksgemein¬ 
schaft —, und diese ist alleiniger Werlmaßstab. Dies ist auch 
der eigentliche Grund, warum wir keine Aufteilung in Arbeit¬ 
geber und Arbeitnehmer mehr kennen; denn wirklicher Arbeit¬ 
geber kann nur die Gemeinschaft sein. In diesem Sinne sprach 
der Führer beim Reichsparteitag 1936: „Die nationalsozialistische 
Staatsführung ist eine so souveräne und über allen wirtschaft¬ 
lichen Bindungen stehende, daß in ihren Augen die Kennzeich¬ 
nungen Arbeitnehmer und Arbeitgeber belanglose Begriffe sind. 
Es gibt keinen Arbeitgeber und es gibt keine Arbeitnehmer vor 
den höchsten Interessen der Nation, sondern nur Arbeitsbeauf¬ 
tragte des ganzen Volkes". Auch die Unternehmer sind also ledig¬ 
lich Arbeitsbeauftragte, sie haben von der Gemeinschaft die Auf¬ 
gabe erhalten, die Erzeugung zu organisieren. Schon in seinem 
Werk „Mein Kampf" bringt der Führer diese Gedanken zum 
Ausdruck: „In einem vernünftigen Staate soll die Sorge dahin 
gehen, dem Einzelnen die Tätigkeit zuzuweisen, die seinen Fähig¬ 
keiten entspricht.. ."**) oder „... die Einschätzung kann sich 
auch nicht nach der dem Einzelnen gewissermaßen überwiesenen 
Arbeit richten"'*). Die Arbeit wird demnach jeweils von der Ge¬ 
meinschaft zugewiesen oder überwiesen. Sie übernimmt auch 


32 



dli« Ordnung der Besetzung der Arbeitsplätze und beschränkt 
«Inmit notwendigerweise die unbedingte Freizügigkeit bezüglich 
«Irr Arbeitsstellen. Diese Auffassung wurde bereits in dem staat¬ 
lich geregelten Arbeitseinsatz verwirklicht. 

Aus dieser Haltung ergibt sich ein Fehlen jeglicher Gruppen¬ 
gegensätze, und damit ist auch die Gefahr eines Streikes oder 
einer Aussperrung beseitigt, zumindest insoweit der Arbeits- 
luimpf bisher an organisierte Gruppen gebunden war. Es fehlen 
die Klassen und daher auch der Klassenkampf, und wo heute 
noch unnatürliche in der marxistisch-materialistischen Epoche 
entstandene Verschiedenheiten auftreten sollten, werden diese 
durch die Erziehung beseitigt, oder sie verschwinden von selbst. 

Im Vordergrund steht die organische Gemeinschaft, die Volks¬ 
gemeinschaft. An ihr richtet sich die deutsche Sozialpolitik aus, 
durch sie wird der Gehalt des deutschen Sozialismus bestimmt. 
Dieser ist der Inbegriff aller Pflichten der Genieinschaftsglieder, 
„der wahre Sozialismus ist die Lehre von der höchsten Pflicht¬ 
erfüllung" 41 ). Durch den Pflichtgedanken ist der Mitleids- und 
Wohltätigkeilstheorie des Liberalismus ein Ende bereitet. Die 
Achtung, die ehrenhafte Behandlung und gerechte Entlohnung 
eines jeden Volksgenossen ist völkische Pflicht. Der deutsche 
Sozialismus kann sich daher nicht in staatlichen Anordnungen, 
Schutzvorschriften oder Fürsorgemaßnahmen erschöpfen. Diese 
standen ja gerade in Deutschland von jeher auf hoher Entwick¬ 
lungsstufe, waren aber nur eine Milderung der Schäden einer 
»'gengesetzlichen kapitalistischen Wirtschaft und vermochten 
nicht den Zerfall des Volkes in feindliche Klassen zu verhindern. 
Der neue Sozialismus ist auch kein Wirtschaftssystem, sondern 
bedeutet eine Lebenshaltung, er liegt in der inneren Einstellung 
der Persönlichkeit. Soziale Einstellung bedeutet Gemein¬ 
schaftsbewußtsein und gemeinschaftsmäßige Haltung. Da es in 
einer Gemeinschaft weder bevorrechtigte noch unterdrückte 
Klassen gibt, erübrigen sich die Organisationen, welche die 
Klasseninteressen wahren oder soziale Funktionen ausüben. Diese 
Funktionen werden den lebendigen Menschen selbst übertragen. 
Der Betrieb gibt die Lebensgrundlage, daher hat jeder seine 
sozialen Funktionen im Betrieb zu erfüllen. Jeder Einzelne trägt 
die Verantwortung, nicht eine unpersönliche Organisation. Sein 
soziales Verhalten ergibt sich aus seiner ehrenhaften Gesinnung. 
Auf dieser Gesinnung ist das Arbeitsordnungsgesetz aufgebaut, 
sie wird bei den Trägern der Betriebsgemeinschaft, bei Führer 
wie Gefolgschaft in gleichem Maße vorausgesetzt. Das Gesetz ist 
das Bekenntnis eines unerhörten Vertrauens zu den schaffenden 
Deutschen. 
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So wächst der deutsche Sozialismus organisch von unten nach 
oben; Auswüchse und Mißbildungen werden dabei vom Führer 
durch seine Organe, den Treuhänder der Arbeit und die soziale 
Ehrengerichtsbarkeit, beseitigt. 

Als einzige überbetriebliche Organisation besteht die Deutsche 
Arbeitsfront. Sie ist naturgemäß Gemeinschaftsorganisation 
und umfaßt alle Schaffenden. Mit den früheren Gewerkschaften 
ist sie oder ihre Gliederungen in keiner Weise zu vergleichen. 
Sie kann nie zum Interessenvertreter werden und hat keinerlei 
Einfluß auf das Arbeitsverhältnis. Ihre Funktion ist — wie 
oben dargelegt — vorwiegend eine erzieherische. Daneben hat 
sie sich die Aufgabe gestellt, alles auszuscheiden, was die 
gemeinschaftsbildende Kraft der Arbeit in ihrer Entfaltung irgend¬ 
wie hemmen oder hindern könnte. Häßliche Arbeitsstätten ohne 
Licht, Luft und Sonne sollen verschwinden, mangelhafte hygie¬ 
nische Einrichtungen müssen verbessert werden usw. „Schönheit 
der Arbeit’' ist zu einem Begriff geworden und gestaltet das 
äußere Schaubild des Betriebes. Vor allem aber wächst aus der 
Arbeitsfront das lebendige Symbol der deutschen Volksgemein¬ 
schaft, die nationalsozialistische Gemeinschaft „Kraft durch 
Freude“. Werkmann und Unternehmer treffen sich in gemein¬ 
samer Ferienfreude und Feierabendgestaltung und lassen die 
reine Betriebs- und Arbeitsgemeinschaft zur Volksgemeinschaft 
werden. 

An der Volksgemeinschaft und nur an ihr richtet sich der 
deutsche Sozialismus aus. Sozialismus heißt alles Leben, Ent¬ 
falten und Gestalten in dieser Gemeinschaft, Sozialismus bedeutet 
letztlich Erhaltung und Sicherung des arteigenen Volkes. 


II. Die faschistische Arbeitsbewertung 
und die Solidarität 

Die faschistische Auffassung kommt in Art. II der Carta del 
lavoro zum Ausdruck: 

II lavoro sotto tutte le sue forme organizzative ed esccutive, 
intellettuali, tecniche, manuali & un dovere sociale. A questo 
titolo e solo a questo titolo e tutelato dallo stato. 

II complesso della produzione £ unitario dal punto di vista 
nazionale; i suoi obiettivi sono unitari e si riassumono nel ben- 
essere dei singoli e nello sväluppo della potenza nazionale. 
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DU* Arbeit in allen ihren organisatorischen und ausführenden 
I Mi men, sei sie geistiger, technischer oder körperlicher Art, ist 
«in. gesellschaftliche Pflicht. Aus diesem Grunde und nur aus 
• Grunde wird sie vom Staate geschützt. 

Die Gesamtheit der Erzeugung ist vom nationalen Gesichts¬ 
punkt aus einheitlich; ihre Ziele sind einheitliche und bestehen 
im Wohlstand der Einzelnen und der Entwicklung der nationalen 
M nclit. 

Auch der Faschismus erklärt die Arbeit zu einem bedeut- 
’ ii 1111*11 Faktor, da durch sie eine größere Macht der Menschen 
und ein gesteigertes Gesamtwohl zu erwarten ist. Aber der Unter- 
• liied zwischen der nationalsozialistischen Auffassung ist schon 
Im Wortlaut des Art II der Carta del lavoro zu erkennen. Die 
IW’Wartung der faschistischen Arbeit ist in erster Linie an der 
l'imluktion ausgerichtet, wie überhaupt der Begriff „Produktion" 
Im italienischen Arbeitssystem maßgeblich im Vordergrund steht. 
Wohl ist durch den Gedanken der Arbeitspflicht die liberale Auf- 
WoiNung, ein jeder könne arbeiten, wann und wo es ihm beliebt, 
durchbrochen und die ideelle Gleichheit aller Arbeitsformen ge¬ 
währleistet. Aber der materielle Nutzen der Arbeit — die Pro¬ 
duktion — spielt gegenüber dem ideellen Gehalt die weitaus 
wichtigere Rolle. Die Steigerung der Produktion führt zur Blüte 
dm Gemeinwohls, zum Wohlergehen der Gesamtheit. Die Arbeit 
l» dcr Art ist wesentlicher Produktionsfaktor; hieraus ergibt sich 
die Pflicht eines jeden, durch Arbeit das Gemeinwohl zu heben, 
da die Interessen der Allgemeinheit die höchsten sind. Die Arbeit 
ud wesentlicher Produktionsfaktor, aber nicht alleiniger. Daneben 
wird das Kapital als gleichberechtigt anerkannt und somit die 
kapitalistische Grundlage der Gesellschaft angenommen, als eine 
Gesellschaftsform, die sich nach faschistischer Meinung „bisher 
i»I n die beste erwiesen hat"" 1 ). Der Faschismus ist demnach nicht 
untikapitalistisch. Er wendet sich lediglich gegen die Auswüchse 
des Kapitalismus als Folgen des Wirtschaftsliberalismus, also 
gegen die llebersteigerung des mdividuellen Gewinnstrebens, 
gegen das arbeits- und mühelose Einkommen und gegen die Stö- 
ningen des Klassenkampfes". Soweit er jedoch lediglich ein 
System bedeutet, in dem das Kapital eine vorherrschende Funk¬ 
tion* 1 ) ausübt, in dem die Technik erhebliche Fortschritte macht, 
der Preis aufrecht erhalten bleibt und das Privateigentum fort- 
besteht, so kann man gegenwärtig keine Vorzeichen seines Unter¬ 
gangs sehen”**). Die korporative Wirtschaft stellt Arbeit und 
Kapital auf die gleiche Stufe 4 ’), sie sind gleichwertige und gleich¬ 
berechtigte Größen, da sie beide der Hebung der nationalen Pro¬ 
duktion dienen. Dabei ist es vollkommen gleichgültig, wo sich das 
Kapital befindet, ob in privater oder staatlicher Hand, seinen ent- 


35 



scheidenden Ordnungswert behält es. Aus dieser Nebeneinander¬ 
ordnung der Produktionsmittel Kapital und Arbeit müssen sich 
notwendigerweise die Begriffe Arbeitgeber — Arbeitnehmer er¬ 
geben und sich hieraus natürliche wirtschaftliche Interessengegen¬ 
sätze dieser Gruppen entwickeln. Die Gegensätze und Klassen 
werden auch durchaus nicht negiert“): „Sie sind Tatsache, es ist 
daher nicht möglich, sie aus zuschal ten" 1 ). Im Gegenteil, sie wer¬ 
den ausdrücklich anerkannt und in den Syndikaten organisiert 
damit in den rechtmäßigen Interessenvertretungen die Gleichheit 
und Parität der produktiven Elemente Kapital und Arbeit ge¬ 
sichert werden 1 ')* So bilden sie die eigentliche Grundlage des 
faschistischen Sozial- und Wirtschaftsaufbaus. Durch das Organi¬ 
sieren der Gegensätzlichkeiten wird das ganze Volk in Klassen 
geteilt und wie sehr diese Denkweise noch mit der liberal-marxi¬ 
stischen Epoche verhaftet ist, kommt insbesondere im Art. VI der 
Normen zum Ausdruck, wonach sogar die Syndikate der Kopf- 
und Handarbeiter streng voneinander getrennt sein müssen, selbst 
wenn diese im gleichen Betrieb oder in der gleichen Kategorie 
beschäftigt sind. Zu dem Gegensatz Arbeitgeber — Arbeitnehmer 
tritt also noch die strenge Scheidung von Kopf- und Handarbeitern- 
In einem einzigen Organ sind Kapital und Arbeit — vornehmlich! 
im Interesse der Produktion — vereinigt: In den Korporationen., 
Doch auch durch diese zieht sich der Gegensatz Arbeitgeber — 
Arbeitnehmer, die Zahl der Vertreter der einen Klasse muß der 
der anderen genau entsprechen. Die getrennten syndikalen Or¬ 
ganisationen werden als die unzerstörbaren Zellen der Korpo¬ 
rationen bezeichnet. Im übrigen erfolgt diese Vereinigung der 
Gegensätze erst ganz oben in den Dachorganisationen, dem Ar¬ 
beiter unten kommt dies aber nicht zum Bewußtsein. 

Aus der andersartigen Bewertung der Arbeit ergibt sich so 
ein System von organisierten Gegensätzlichkeiten. Diese vorhan¬ 
denen Gegensätze und die Interessen der nationalen Produktion 
sind für die Analyse der faschistischen Sozialpolitik in erster 
Linie ausschlaggebend. 

Die Produktion spielt in der italienischen Arbeitsverfassung 
eine andere und weitaus wichtigere Rolle, als in dem Arbeitsord- 
nungsgesetz. Sie ist in den Vordergrund gestellt als alleinige 
Quelle des Wohlstands und des Reichtums der Allgemeinheit. 
Sie ist „eine soziale Funktion von allerhöchstem Wert‘" J ) und 
das geeignete Mittel zur Herbeiführung großer Zeiten für die 
Nation. Alle Einzel- und Sonderinteressen sind ihr unterzuordnen. 
Der Wille zur Steigerung der Produktion und damit Hebung des 
Gemeinwohls hat in der Sozialgesetzgebung vielfältigen Ausdruck 
gefunden. So haben die höheren Interessen der Gesamtproduktion 
die Grundlage der arbeitsgerichtlichen Rechtsschöpfung zu bilden, 
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.Ii«. \hI||iiIhiii der Korporationen bestehen vornehmlich in der 

. m l'i 1 1 Ion mul Förderung der Erzeugung. Die Worte Giuseppe 

Imm .ln mögen die Bedeutung der nationalen Erzeugung im faschi- 
.ilH.lmn System dartun: „Dem Grundsatz von der engen Ver- 
1.11111.1111111 .«Ih-r wirtschaftlichen und politischen Probleme trägt 

• t.i m I i.«iii*.li*:chc System Rechnung, indem es die Träger der 
•'•illiitinleii Produktion zu staatlichen Organen vereinigt und ihnen 
.lli I lllmmg der Wirtschaft überträgt, so nationale Erzeugung und 
Mn.il .miI eine Ebene bringend und miteinander verschmelzend" 1 ). 

Dun Ii die Anerkennung und Organisation der Klassen hat der 
I um lilmnus die Fronten des Klassenkampfes legitimiert. Der 
In Im ...Kiiluimpf selbst aber wird als unnatürlich abgelehnt, da ge- 
iu.lt im zu schweren Schädigungen der Wirtschaft — gemeint 
i Vmltlldinn - geführt und somit das gemeine Wohl verschlechtert 
lt.il Diu- Lehre vom Kampf der Klassen wird daher im Interesse 

• h i iiiilionnlen Produktion der Grundsatz der „Solidarietä" ent- 
i|i.||ungesetzt. Die Solidarität ist die Quintessenz des italienischen 
‘•ii/litlUimis, ihrer Erhaltung und Förderung dienen die soziale 
(lufti'l/gchung und die durch sie geschaffenen Einrichtungen: Die 
I Innigkeit des Syndikats, der Kollektivarbeitsvertrag, die Arbeits- 
ii« 1 1< htdhnrkcit, die Korporationen. Durch diese Institutionen wird 
•11«» /i’i ntörcnde Gewalt des Klassenkampfs in eine geordnete und 
hluutlicli kontrollierte Auseinandersetzung übergeleitet. DieEinzel- 
Iiillk Honen wurden bereits oben dargetan. Wenn nun die Klassen 
ilui'i h die verschiedenen Möglichkeiten zur friedlichen Zusammen- 
.n ludt auf eine Ebene geführt werden, so bleiben doch auch dort 
dir Gegensätze Kapital — Arbeit und somit die Klassenfronten 
hi'Ntohen. Die Gegensätzlichkeiten könnten leicht zu Feindselig- 
kedlen werden und trotz aller Sicherungen zum offenen Kampfe 
führen. Mit dem Verbot und der harten Bestrafung von Streik und 
Aussperrung soll jedoch jede Kampfesmöglichkeit vernichtet und 
(»•de Störung der Solidarität verhindert werden. So schafft sich 
«hu faschistische Staat kraft seiner Autorität eine Einheit von 
oben. Sein sittliches Prinzip besteht in der Verwirklichung der 
Gerechtigkeit zwischen den Klassen“). Diese Verpflichtung er¬ 
wächst ihm in dem Augenblick, in dem er als antiliberaler und 
autoritärer Staat die Selbsthilfe der Klassen verbietet. Daher „soll 
rin nationaler Staat geschaffen werden, in dem alle Klassen Ver¬ 
teidigung und Schutz finden und alle Klassen in der Teilnahme 
au der Macht gleichviel gelten““). Ein Sorge- und Schutzbedürfnis 
besteht insbesondere für die schwächeren Klassen, und dieser 
b’ilrsorgegedanke bildet die Grundlage der faschistischen Sozial¬ 
politik. Sehr deutlich bringt dies Lo Verde" 7 ) zum Ausdruck: „Das 
Humane des Faschismus liegt nicht nur im sozialen Beistand, in 
den Wohltätigkeitsinstituten, in der sozialen Gesetzgebung, son- 
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dem vor allen Dingen in jenem Bewußtsein des Faschismus, der. 
Vertreter der unteren arbeitenden Klassen zu sein." Zum Schutze 
der sozialen Gruppen werden Organisationen und staatliche Or¬ 
gane geschaffen und diesen die sozialen Funktionen übertragen 
nachdem die Regelung des Arbeitsverhältnisses aus dem Betrieb 

herausgenommen worden war. Durch seine wirtschaftlichen Or¬ 
gane sorgt der Staat für eine gerechte Lohnpolitik und übt damil 
eine weise Kontrolle über die Verteilung der Reichtümer aus"). 
Besonders tritt das Fürsorgeprinzip in dem Feierabendwerk,.Opera 
Nazionale Dopolavoro" zutage. OND. ist im Gegensatz zu unserer 
Kraft-durch-Freudc-Organisation primär staatliche Einrichtung; 
und wurde auch vom Staate in Form einer juristischen Person 
gegründet. Sie dient in erster Linie der geistigen und körperlichen 
Weiterbildung der Arbeiterklasse. Es gehören ihr daher vorzugs¬ 
weise Arbeiter und Angestellte an, die Unternehmer fehlen ganz 
Im Art. I des königlichen Gründungsdekrets vom 1. Mai 1925 wirc 
der Zweck des Werkes u. a. wie folgt bezeichnet: ..... durch Ver¬ 
öffentlichungen und andere Verbrcitungsmittel die Vorteile solcher 
Einrichtungen und die Ergebnisse der zur Förderung der Arbeiter¬ 
klassen geleisteten Fürsorge bekanntzugeben ..Gerechtigkei! 
und Fürsorge sind die leitenden Gedanken, sie entspringen der 
Solidarität, die im Interesse der nationalen Produktion notwendig, 
ist. 

Die Darstellung wäre unvollständig, wollte man die Solidarität 
allein auf den durch sie zu erwartenden materiellen Nutzen 
zurückführen. Wenn auch der Wille Mussolinis, die italienische 
Produktion dem Standard der anderen Großmächte anzupassen 
und dadurch Macht und Reichtum seiner Nation zu vergrößern, 
hauptsächlich im Vordergrund steht, so soll doch durch eine mög¬ 
lichst wirkliche Ueberbrückung der Klassengegensätze eine poli¬ 
tisch-ideelle Einheit der Nation erreicht werden. Die Gefahren der 
parteipolitischen Klassen sind durch die faschistischen Organi¬ 
sationen beseitigt; denn Zersplitterungen sind infolge der Einzig¬ 
keit des Syndikats unmöglich, und ideelle Spaltungen werden 
durch die Erziehungsarbeit der Berufsverbände verhindert. In 
dieser, aber nur in dieser Tätigkeit, entsprechen die Syndikate 
der Deutschen Arbeitsfront. 


III. Zusammenfassung 

Vergleicht man die beiden Sozialverfassungen abschließend, so 
ist über ihnen das gemeinsame Bestreben zu erkennen, allen 
arbeitenden Menschen Gerechtigkeit und Frieden zu sichern und 
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mm <l«*n verschiedenen Gliedern des Arbeitslcbens die höhere Ein* 
heil der Nation zu schaffen. Beide brechen mit dem liberalen 
Prinzip des Spiels der freien Kräfte und stellen diesem den 
l‘ iin da men la lgrundsatz gegenüber, daß das Allgemeinwohl der 
Verwirklichung egoistischer Interessen vorgeht. Doch aus der ver- 
«hiedenen Bewertung der Arbeit ergeben sich andere Ausgangs* 
«’henen, und daher unterscheiden sich die beiden Systeme in der 
(ioslnltung sowohl in funktioneller, als auch in organisatorischer 
Hinsicht. Wo der Nationalsozialismus auf der blutmäßigen orga¬ 
nischen Volksgemeinschaft aufbaut, setzt der Faschismus die von 
oben geschaffene Solidarität voraus. Dem „Staat aller Klassen" 
•dollen wir damit den „Staat ohne Klassen" gegenüber. Der 
deutsche Sozialismus wächst von unten nach oben aus der persön¬ 
lichen Haltung der Menschen, der italienische Sozialismus ent- 
•dclit von oben nach unten, er wird vorwiegend vom Staate ge¬ 
formt. Das nationalsozialistische Arbeitsrecht ist an die Person, 
das faschistische an die Institution gebunden. 

Diese Gegenüberstellung ist jedoch keine Bewertung. Die 
vollbrachten Leistungen — mögen diese auch in erster Linie ein 
Verdienst der Staatsführung sein —, verbieten jede Kritik 
am faschistischen System, das ebenso, wie das nationalsozia¬ 
listische, als artgemäße Ausdrucksform und Gestaltung des 
sozialen Willens eines Volkes betrachtet werden muß. 


E. Das faschistische Staatsprinzip 

Die korporative Wirtschaftsverfassung steht im Mittelpunkt 
des faschistischen Italiens. Sie ist die innerpolitische Leistung 
des Faschismus und wird häufig — auch von italienischer Seite — 
mit der faschistischen Idee gleichgesetzt, da sie deren Gedanken 
nahezu restlos verwirkliche. Faschismus und Korporativismus sind 
nach Bortolotto' 10 ) die beiden untrennbaren Begriffe derselben 
Staatslehre, das korporative Prinzip ist das Grundprinzip des 
faschistischen Staatsgedankens 00 ). 

Die Hauptgedanken des Systems können in folgendem Satz 
/.usammengefaßt werden: Alles Nebeneinanderordnen, Ver¬ 
einigen, zu einer Ganzheit verbinden (coordinare e unificare e 
inlegrare) verschiedener Gruppen oder Interessen ist Sache des 
Staates. Er steht über allen, „er organisiert die Individuen 
auf wirtschaftlicher und sozialer Basis" 01 ) und gliedert diese 
Gruppen unbedingt in den Staat ein. Alles, was diese Eingliede- 
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rung irgendwie hemmen könnte, wird beseitigt. Besonders soziale 
Kämpfe außerhalb des staatlichen Rahmens werden um jeden 
Preis verhindert. Streik und Aussperrung sind verboten und 
werden hart bestraft. Die sozialen Auseinandersetzungen werden 
vom Staat in geordnete Bahnen geleitet,- kontrolliert und 
schließlich durch die Arbeitsgerichtsbarkeit entschieden. Es wird 
von Staatswegen eine Solidarität geschaffen. Alle soziale Funk¬ 
tionen werden vom Staat und seinen Organen wahrgenommen. 
Er überwacht oder organisiert die Erzeugung und baut die Wirt¬ 
schaft weitgehend in sein Gefüge ein. Der Staat hat den Vor¬ 
rang vor der Wirtschaft und vor allem anderen. Er ist es, der 
die Werte zusammenfaßt und ihnen erst ihre Deutung gibt, indem 
er seine Kräfte entwickelt und entfaltet. So hebt sich der faschi¬ 
stische Staat riesenhaft über die Einzelnen und die Gruppen 
empor (chi giganteggia c lo Stato“), er ist der Zentralwert des 
Systems. 

Diese Staatsauffassung ergibt sich aus der faschistischen Ar¬ 
beitsverfassung, so wird sie auch von den Theoretikern des Fa¬ 
schismus dargestellt. Vor allen Dingen sind jedoch die Ansichten 
Mussolinis, des Schöpfers des Faschismus, über die Theorie des 
Staates maßgeblich und in erster Linie zur Definition des faschi¬ 
stischen Staatsprinzips heranzuziehen. 

Der Duce stellt den Staat in den Mittelpunkt seines Denkens. 
Nach ihm ist die Idee des Staates der Angelpunkt der faschi¬ 
stischen Lehre (Caposaldo della dottrina fascista e la concezione 
dello Stato* 3 ). Dieser Gedanke findet im korporativen Staat seine 
Verwirklichung. „Wir haben den korporativen und faschistischen 
Staat errichtet, den Staat der nationalen Gemeinschaft (societä), 
den Staat, der die Interessen aller sozialen Klassen vereinigt, 
überwacht, ausgleicht, mäßigt und gleichmäßig schützt®'). In 
dieser Formulierung findet das soziale und das staatliche 
Denken des Faschismus seinen Ausdruck. Die erschütternden 
Krisen des Liberalismus und des Kapitalismus vermag nur der 
Staat aufzulösen, und deshalb „hat der faschistische Staat auch 
die Wirtschaft für sich zurückerobert und in ihm bewegen sich, 
in den Rahmen der körperschaftlichen Einrichtungen gespannt, 
die sozialen und erzieherischen, politischen, wirtschaftlichen 
und geistigen Kräfte der Nation" 1 ). So „verwirklicht sich 
unter der faschistischen Herrschaft die Einheit aller Klassen, 
die politische Einheit, die soziale und sittliche Einheit des 
italienischen Volkes im Staate und zwar n u r im faschistischen 
Staate 0 ®). Der Staat hat die unbedingte Herrschergewalt, und 
mit dieser wendet er sich gegen alle Einzelinteressen der Klassen 
und Stände® 7 ). ..für den Faschisten liegt alles im Staate be¬ 
schlossen und es gibt für ihn nichts Menschliches noch Geistiges 



niillurlmlb des Staates““). Der Staat wird damit zum ent- 
hulilondcn Ordnungswert, er ist — nach Mussolini — eigenes 
VV..MM,. Iml einen eigenen Willen und geht allem anderen vor. 
I i Ul maßgebliche primäre politische Kategorie; Wirtschaft, 
I In ml Iler, Volk, Nation sind das Sekundäre, ihm untergeordnete. 
Man Verhältnis Staat—Nation ergibt sich hieraus mit aller Klar- 
1 1 •• 11 „Die Nation zeugt nicht den Staat, gemäß den veralteten 
iiiiliiHtlUtischen Anschauungen ..., vielmehr wird die Nation vom 
Mnule g»'Nchnffen ,, ' n ). Ohne den Staat gibt cs keine Nation, gibt 
t <• um Menschenaggregate, die allen Auflösungserscheinungen 
niiliM worfen sind, welche die Geschichte zu verhängen vermag’")." 
Min Sinnt ist das von vornherein Gegebene, „er gibt den Bür- 
l|tuii «lim Bewußtsein ihrer Sendung und rüttelt sie zur Einigkeit 
«ul Kr gleicht ihre Interessen gerecht aus, überliefert die Er- 
uImu imgcn in Wissenschaft, Kunst und Recht und fördert das 
iihmim bliche Zusammengehörigkeitsgefühl" 71 ). 

So erscheint das Staatsbild Mussolinis. Es könnte mit wei¬ 
lt um Beispielen aus seinen Reden und Schriften noch abgerundet 
weiden. 

Der Faschismus bringt also, indem er sich gegen die auf- 
lüftiiidcn Mächte des Liberalismus und der Demokratie stellt, 
den römischen Staatsgedanken der Staatsautorität und der un¬ 
bedingten Staatshoheit wieder zur Geltung. Er wendet sich gegen 
dnn absolute selbstherrliche Individuum und schafft einen abso- 
lulen Staat. Insofern ist er antiliberal; denn war vorher der Ein- 
/»dne mit seiner Freiheit der höchste Wert, so ist es jetzt der 
Sinnt. Damit hat er „die liberale Lehre umgekehrt, indem der 
Sinnt nicht mehr als das Resultat der Gruppen und Individuen 
hogriffen wird"'). Der Faschismus ist auch antiindividualistisch, 
n vermag aber trotzdem den Individualismus nicht zu über¬ 
winden. Der absolute Staat ist selbst zum Ueberindividuum ge¬ 
worden, dem die Einzelnen gegenüberstehen. Der Gegensatz 
Sinnt — Individuum bleibt bestehen, nur die Betonung wird ver- 
m hoben. Die gedankliche Kluft zwischen diesen beiden Mächten 
kommt dem Faschismus wohl zum Bewußtsein. Er sucht sie 
/ii überbrücken, indem er dazwischen soziale Zwischenglieder 

sekundäre Aggregate werden sie in der faschistischen Doktrin 
häufig genannt — errichtet, durch die er insbesondere die bisher 
dem Staate fernstehenden oder gar gegen den Staat eingestellten 
Arbeitermassen an den Staat heranführt und sie am Staate teil¬ 
nehmen läßt. Diese Zwischenglieder erfüllen im Bereich des 
Slaates ihre geordneten Funktionen und beseitigen nach faschi¬ 
stischer Ansicht sowohl die Gefahr einer staatlichen Tyrannei, 
als auch die Herrschaft ungebundener Individuen oder Klassen 
durch außerstaatliche Organisationen 7 '), da nämlich der Staat 
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selbst die Funktionen der sekundären Aggregate regelt, und diese 
ihrerseits wieder zur Verwirklichung der Staatsziele beitragen' 1 ). 
Autorität und Freiheit, sagt Bortolotto — man kann es auch 
Staat und Individuum nennen —, lassen sich so in einem hier¬ 
archischen Regime organisieren, ohne daß ihr Gegensatz ver¬ 
schärft wird '). Der Gegensatz an sich wird also auch durch die 
sekundären Aggregate nicht aufgehoben, die Anthithese Staat— 
Einzelner bleibt bestehen. In Mussolinis Dottrina kommt cs mehr¬ 
mals zum Ausdruck, daß der Staat den Einzelnen gegenüber¬ 
steht und umgekehrt. Ebenso spricht Bortolotto immer wieder 
von Beziehungen zwischen dem Staat, den sozialen Gliedern 
und den Individuen' 11 ). Ja er sagt sogar: „Soziologisch wird die 
Institution des Staates in ihrer Beziehung zum Individuum be¬ 
trachtet, welches das Anfangselement für alle sozialen Gebilde 
darstellt: Für Familie, Aggregat, Gesellschaft. Nation und Volk“"). 

Wenn sich der Faschismus dennoch als antiindividualistisch 
bezeichnet, so ist diese Haltung mehr eine Einstellung gegen die 
unbeschränkte Freiheit des Individuums, als gegen dieses an 
sich. „Chi dice liberalismo dice individuo, chi dice fascismo dice 
Stato“ 7 *), „wer Liberalismus sagt, sagt Individuum, wer Faschis¬ 
mus sagt, sagt Staat“, drückt sich Mussolini aus oder er sagt 
„als antiindividualistische Idee ist der Faschismus auf den Staat “) 
gerichtet"")“. Liberalismus wird demnach weitgehend mit Indi¬ 
vidualismus gleichgesetzt 81 ). Ebenso erscheint Bortolotto 87 ) als 
Individualismus nur der Individualismus in seinem höchstliberalen 
Kntwicklungsstadium; denn er bezeichnet als die Staatslehre des 
Individualismus die Lehre vom demoliberalen Staat" 3 ). Dabei läßt 
er außer acht, daß der Individualismus bereits im souveränen 
Fürstenstaat beginnt, als sich die Gemeinschaft Führer — Gefolg¬ 
schaft in ein Herrscher — Untertanenverhältnis gewandelt hat, 
in dem der Fürst als Einzelperson den einzelnen Untertanen ent- 
gegentritl. 

Allerdings sind auch gewisse tatsächlich antiindividualistische 
Gedankengänge unverkennbar, so z. B., daß die Einzelnen und 
Gruppen nur denkbar sind, soweit sie im Staate stehen 8 *), und 
sie insofern keine bloße Zahl oder Summe der Einzelwesen be¬ 
deuten 8 '). Oder wie etwa das erste Programm der faschistischen 
Partei durch folgenden Grundsatz eingeleitet wird: „Die Nation 
ist nicht die einfache Summe der Individuen, sondern ein Or¬ 
ganismus, der die unendliche Reihe der Generationen umfaßt 
und in dem die Einzelnen nichts als vergängliche Elemente sind“. 
In diesem Sinne ist auch in der Carta del lavoro die italienische 
Nation als ein Organismus beschrieben, dessen Ziele, Leben und 
Wirkungsmittel machtvoller und dauerhafter sind, als jene der 
alleinstehenden oder gruppierten Individuen, welche die Nation 



bilden. Hier stellt sich der Faschismus grundsätzlich in Gegen- 
»mI/ zum Individualismus, ohne jedoch den entscheidenden Schritt 
zu » incr Ganzheit zu machen. Im Gegenteil, er distanziert sich 
im md rück lieh von jedem Univcrsalismus, da nach faschistischer 
•\nniclit das Individuum an sich erhalten bleiben soll, es in einer 
< hi n/heil.aber zerstört oder vernichtet werden würde. Denn — so 
mrinl Bortolotto — ..wenn das Individuum ein gliedhaftes Organ 
Int, als dessen einzig wahre Lebensquellc die Gesellschaft er- 
fti'livinl, so wird seine Individualität aufs Spiel gesetzt, wenn 
nicht vernichtet""). Der Faschismus versucht, den Individualis¬ 
mus zwar zu verneinen, das Individuum aber vor dem Aufgehen 
in einer Ganzheit zu retten* 7 )• Die Lösung dieses Problems glaubt 
»i in seinem korporativen Prinzip zu finden, das zwischen dem 
Individualismus, in dem das Individuum den Hauptfaktor bilde 
und dem Universalismus, dem zufolge das Individuum überhaupt 
nicht existiere, liege"'). Die Wirkung des korporativen Prinzips 
wird von Bortolotto etwa folgendermaßen beschrieben: Die poli¬ 
tische Lehre dieses Prinzips ist die Lehre vom souveränen Staat, 
welcher die Freiheit begrenzt und die Rechtsordnung schafft'"’). 
Die Freiheit ist dabei die Sphäre der Wirksamkeit, die dem 
Individuum zur Entwicklung der eigenen Persönlichkeit zugebilligt 
werden muß. Aber sie ist nicht unbegrenztes Attribut und schran¬ 
kenloses Vorrecht des Individuums, sondern muß in ihren Aeuße- 
i fingen und in ihren Grenzen genau von jener Autorität festgelegt 
werden, dem die höchste Regelung des Gemeinschaftslebens zu- 
sleht, nämlich dem Staate""). In der Ausübung seiner autoritären 
Funktionen läßt dieser das Prinzip der Gerechtigkeit walten, 
das (wörtlich!) „die individuellen Werte gegen den Untergang 
»der die Vergewaltigung durch die Gemeinschaft sichert""). Hier¬ 
nach existiert das Individuum neben der Ganzheit, es ist sogar 
grundsätzlich frei, nur wird diese Freiheit, soweit es für die Ganz¬ 
heit nötig ist, beschränkt. Die Beschränkung ist aber keine will¬ 
kürliche, sondern eine gerechte. Auch in Mussolinis Dottrina zeigt 
sich das Bestreben, das Individuum und einen Teil seiner Frei¬ 
heit zu bewahren. „Das Individuum ist im faschistischen Staat 
nicht ausgelöscht... Der faschistische Staat organisiert die 
Nation, läßt aber den Einzelnen noch Raum genug. Er hat nur 
die überflüssige, die schädliche Freiheit beschränkt..."”). Im 
Ganzen gesehen, erhärtet sich die oben getroffene Feststellung, 
daß der Äntiindividualismus des Faschismus mehr als Antilibera¬ 
lismus anzusprechen ist. Wie sehr die Gesamtdenkweise noch in 
der individualistischen Gcisteshaltung des vorigen Jahrhunderts 
verwurzelt ist, zeigt sich auch in der rechtlichen Erfassung des 
Staates als juristischer Person. „Der faschistische Staat ist nicht 
nur geistiges Prinzip, sondern auch Rechtspersönlichkeit, er 
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handelt als Rechtssubjekt“). „Seine Wirksamkeit vollzieht 
er in Form einer juristischen Person" 9 *). Der Gegensatz Staat 
— Einzelner wird damit noch in juristischen Formen ver¬ 
festigt. Der Staat ist Rcchtssubjekt, selbst Individuum mit 
Rechtsbeziehungen zu anderen Individuen und somit das 
Gegenteil jeder Gemcinschaftsvorstellung 0 ). Das individua¬ 
listische Prinzip des souveränen Fürstenstaates hat sich nur 
insoweit geändert, als anstelle des sichtbaren souveränen Fürsten 
die unsichtbare souveräne Person des Staates getreten ist, dessen 
Untertanen als Einzclindividuen nebeneinanderstehen. „Souve¬ 
ränität aber ist immer Individualität, weil sie eine individuelle, 
nur auf sich selbst gestellte, von allen Bindungen, soweit dies über¬ 
haupt möglich ist, gelöste Einzelpersönlichkeit voraussetzt'“"'). 
Der Faschismus erkennt die Souveränität allein dem Staate zu, 
das liege in in ihrem Wesen. Eine sogenannte Volkssouveränität 
wird als Utopie ausdrücklich abgelehnt. Die faschistische Lehre 
stellt gegen die Volkssouvcränität des Naturrechts den voll¬ 
souveränen Staat. „La dottrina fascista nega il dogma della 
sovranitä popolare ... e proclama in sua vece il dogma della 
sovranitä dcllo Stato" sprach Mussolini am 17. Mai 1928 vor der 
Kammer 07 ). 

Mit dem individualistischen ist im Faschismus das absolute 
(losgelöste) Staatsprinzip verbunden, wenn es auch durch Formu¬ 
lierungen, wie „die Nation ist nur Nation insofern sie Staat ist" 9 *) 
oder „die Nation als Staat ist sittliche Wirklichkeit" 5 *) etwas ver¬ 
wischt ist. Dies kann aber nicht so verstanden werden, daß Nation 
und Staat identisch sind, daß der Staat die lebendige italienische 
Nation selbst oder die Lebensform des Volkes ist, nein, der Staat 
schafft die Nation, indem er der Bevölkerung, dem Volke, einen 
einheitlichen politischen Willen verleiht und insoweit sich dieser 
mit dem Willen der Persönlichkeit Staat deckt, ist die Nation 
Staat und umgekehrt 100 ). Damit senkt sich der Staat aus seiner 
Transzendenz herab und findet seine höchste Vollkommenheit in 
der geistig-willensmäßigen Einheit zwischen Nation und Staat. 
Der Staat bleibt aber immer das Primäre, e r schafft ja erst die 
Nation, er ist die übergreifende und disziplinierende Einheit, 
gleichsam der Magnet, der die vorher ungeordneten Eisenteilchen 
sinnvoll ausrichtet. Der Staat bleibt stets das ungebunden allein 
bestimmende Wesen, er ist „seiner Bevölkerung über¬ 
geordnet und unabhängig von ih r" 101 ) und kann des¬ 
halb auch als absoluter Staat bezeichnet werden. Die faschisti¬ 
schen Theoretiker wenden sich allerdings gegen diese Bezeich¬ 
nung, weil der faschistische Staat ein sittlicher Staat sei, dem 
die Interessen des Vaterlandes Norm und Grenzen allen Rechts 
sei, weil das Staatsinteresse somit die Synthese der Interessen 
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aller Einzelnen und aller sozialen Gruppen sei 11 ”), weil der Kon¬ 
flikt Autorität — Freiheit ein Ende habe, wenn man beachte, da f5 
das Prinzip der Autorität auch aus der Ergebenheit und Unter¬ 
würfigkeit der Bürger gegen den Staat erwachsen könne 1 “), weil 
der faschistische Staat sich auf Millionen von Einzelnen stütze, 
die ihn anerkennen, begreifen und bereit sind, ihm zu dienen"“) 
und endlich, weil diese Art von Absolutheit ja durch die juri¬ 
stische Rechtfertigung der Wirksamkeit des Staates korrigiert 
werde, indem die Verpflichtung zu Schutz und Fürsorge dem 
Staat über die Macht hinaus den Charakter einer moralischen 
und einer Rechtsidee verleihe 101 ). Es ist richtig, daß dieser Staat 
mit der mittelalterlichen Tyrannei nichts gemein hat, aber das 
absolute Prinzip wird nicht dadurch aufgehoben, daß es von der 
Mehrzahl bejaht und anerkannt wird. Ebenso war der souveräne 
Fürst an die göttlichen und natürlichen Gesetze gebunden, er 
war mithin verpflichtet, für das gemeine Wohl zu sorgen und ist 
trotzdem absoluter Fürst geblieben. Mitunter wird der italienische 
Staat sogar als „Volksstaat" bezeichnet. Doch lassen wir den 
Faschisten selbst diese Bezeichnung erläutern: „Der faschistische 
Staat ist ein Volksstaat. Volksverbundenheit meint die Summe 
von Maßnahmen der Vorsorge, die gleiche Bemessung des 
Schutzes, die Abschaffung von Vorrechten und Privilegien, die 
Gleichheit der staatsrechtlichen Stellung und Parität der Behand¬ 
lung, endlich die Lösung der Lebensproblcme eines Volkes im 
Geiste des Ausgleichs und der Gerechtigkeit, so daß das indi¬ 
viduelle oder partikuläre durch das kollektive und allgemeine 
Interesse überhöht wird'" 0 *) oder „unser Staat ist kein Staat, der 
fern vom Volke lebt, sondern ... ein Staat, der sich der mensch¬ 
lichen Realität anpassen und ihr entsprechen will 107 ). Auch hier¬ 
aus geht deutlich hervor, daß der Staat in der faschistischen 
Theorie primär als etwas Selbständiges, vom Volke gelöstes 

(absolutes), betrachtet wird, der sich allerdings durch den Schutz- 
und Fürsorgegedanken dem Volke nähern und seinen Lebens¬ 
notwendigkeiten anpassen will. Das absolute und das individua¬ 
listische Prinzip ist abschließend in folgender Zusammenfassung 
Bortolottos deutlich erkennbar: „Die Grundbegriffe, auf denen 
der faschistische Staat rechtlich aufbaut, sind die Prinzipien der 
Souveränität, der Freiheit, der Untertänigkeit, der Herrschaft, 
der Organisation, der Gerechtigkeit und des Rechts" ,u '). 

Der faschistische Staat erscheint uns so als die jüngste und 
modernste Form des absoluten Staates. Er ist eigenes Wesen, 
juristische Person, aber auch geistiges Prinzip und als solches 
oberste Quelle allen Rechts. Die Nation ist soziologisch und ge¬ 
schichtlich das Sekundäre, sie leitet ihr Dasein vom Staate ab. 
Sie ist eine g e i s t i g e“), auf Tradition fußende, von der Ver- 
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gangenheit über die Gegenwart in die Zukunft wachsende Ein¬ 
heit. Die Zugehörigkeit zur italienischen Nation wird im wesent¬ 
lichen durch das Gefühl und die geistige Haltung des Einzelnen 
bestimmt. Damit ist der biologische Nationsbegriff der Nationa¬ 
listen verlassen, nach dem die Nation außer sprachlichen und 
räumlichen Gemeinsamkeiten durch die einheitliche Herkunft be¬ 
stimmt wird und zugleich auch das Nationalitätsprinzip, das 
besonders die Italiener unter der Parole „Italien den Italienern‘’ 
im 19. Jahrhundert in den Mittelpunkt gerückt hatten, aufgegeben. 
Die Ursachen zu diesem Wechsel in der Theorie beruhen auf der 
Veränderung der tatsächlichen Voraussetzungen. Der Faschismus 
entstand in einem Italien, in dem die staatlichen Grenzen bereits 
über den Volkstumsboden hinausragten. Das Irredentaprogramm 
war in Versailles nahezu restlos verwirklicht. Durch Aufgabe 
der Volksgrenzentheorie zugunsten der Theorie der natürlichen 
Grenzen (Italiens Grenze im Norden könne nur auf dem Hoch¬ 
kamm der Alpen liegen) waren sogar deutsche und slawische 
Siedlungsgebiete dem italienischen Staate eingegliedert worden. 
Demnach bestand für die Italiener zwischen Volks- und Staats¬ 
grenzen kein unbefriedigendes Verhältnis und damit fehlte dem 
Faschismus bei der Machtübernahme rein von der Wirklichkeits¬ 
lage her jeglicher Anreiz, das Volk zum Nachteil des Staates in 
den Vordergrund zu stellen. Im Gegenteil, gerade der faschisti¬ 
schen Bewegung kam es vor allem auf eine Steigerung der poli¬ 
tischen Gestaltung des italienischen Staates an. Deshalb wird der 
Staat bestimmend, die Assimilierung fremder Volkstümer wird 
als seine sittliche Aufgabe bezeichnet'" 1 ) in Italien darf es eben 
nur Italiener geben. Diese Auffassung wird noch verstärkt durch 
die Struktur und geistige Herkunft Mussolinis, der vornehmlich 
durch Nietzsche, Pareto und Sorel beeinflußt ist. Bei keinem von 
diesen spielt das Volk eine wesentliche Rolle, ihr Ausgangspunkt 
ist das Phänomen der Macht. 

Ein weiterer Umstand dieser theoretischen Entwicklung ist 
in der inneren Geschichte Italiens zu suchen. Italien war seit dem 
Zerfall des Römerreichs in eine Fülle von Stadt- und Territorial¬ 
staaten mit eigener Politik und eigener Geschichte aufgespalten. 
Es war nur noch ein geographischer Begriff, und mit dem staat¬ 
lichen Zusammenhang war auch das Gefühl, einer Nation anzu¬ 
gehören, verlorengegangen. Ein einheitliches Volks- und Ge¬ 
schichtsbewußtsein, wie es in Deutschland durch das mittelalter¬ 
liche Kaisertum, durch die gemeinsamen Freiheitskriege entstan¬ 
den war, fehlte den Italienern vollkommen. Verschiedene Ver¬ 
suche, Italien aus völkischen Antrieben und Kräften zu einen, 
schlugen fehl. Die schwierige Aufgabe wurde schließlich durch 
die berechnende Diplomatie Cavours gelöst. So erfolgte aber die 



Einigung nicht von unten durch das gesamte Italienertum, sondern 
von oben durch einen Mann, dem nur eine ganz geringe Anzahl 
innerlich Beteiligter zur Seite stand. Die Mehrheit, das Volk, 
stand jedoch abseits, die Einigung kam ihm gar nicht zum Be¬ 
wußtsein, sie erfolgte somit auf Kosten der inneren Einheit. Diese 
mußte, soweit es möglich war, nachträglich von oben hergestellt 
werden, blieb aber durch die Jahrhunderte alten Stammesunter¬ 
schiede und durch die sowohl kulturelle als auch rassische Tren¬ 
nung von Nord- und Süditalien bisher unvollkommen und erhielt 
eine entscheidende Festigung wohl erst durch das Weltkriegs¬ 
erlebnis. Durch den Versailler Gebietszuwachs war zum ersten¬ 
mal der Volkskörper in einem Staat vereint. Die eben erst 
staatlich sichergestellte Einheit des Volkes wird jedoch in den 
Nachkriegsjahren durch den Marxismus und den Bolschewismus 
auf höchste gefährdet. Die inneren Erschütterungen stellten die 
Existenz Italiens überhaupt in Frage, und diese Lage war der 
Ausgangspunkt der faschistischen Revolution. Zunächst mußten 
daher die außerhalb des Staates stehenden klassenkämpferischen 
Massen wieder in den Staat hineingestellt werden; denn bei der 
Machtübernahme hatte Mussolini nur den geringsten Teil der Be¬ 
völkerung hinter sich. Die Zuführung zum Staat geschieht in der 
Weise, daß bei den Massen das Bewußtsein einer über alle Klassen 
und Gruppen greifenden, ideellen Einheit geschaffen wird. Die 
Einheit ist die italienische Nation, die auf diese Weise vom Staate 
gebildet wird. Ihre Funktion ist vorwiegend eine klassenüber¬ 
windende. Dies kommt auch deutlich in den Worten Bortolottos 
zum Ausdruck, wenn er sagt „Wenn man uns von Partei spricht, 
antworten wir Staat, von Klassen antworten wir N a t i o n" m ). 
Hier ist wieder der enge Zusammenhang zwischen sozialem und 
staatlichem Denken erkennbar und wird klar, warum der Begriff 
der Nation in der Carta del lavoro, der faschistischen Arbeitsver¬ 
fassung, erläutert ist. Die klassenüberwindende Bedeutung ist der 
Kern des faschistischen Nationsbegriffs und in dem Satz „der 
Staat schafft die Nation" drückt sich der rücksichtslose Wille 
des Faschismus aus, die eben überwundene marxistische und 
bolschewistische Gefahr auch in Zukunft zu bannen. 

Auf dem Wege zur politischen Einheit, zur Nation, ergab 
sich die Notwendigkeit, dem Volke ein einheitliches Geschichts¬ 
bewußtsein zu verschaffen. Das blutmäßige Zusammengehörig¬ 
keitsgefühl ist bei den Italienern wenig ausgeprägt. Der Unter¬ 
schied zwischen Lombarden und Calabresem ist weit größer als 
zwischen Ostpreußen und Bayern. Zu der rassischen Verschieden¬ 
heit kommt noch die lange Trennung durch die Geschichte. Des¬ 
halb vor allem führt sich der faschistische Staat bis auf die allen 
gemeinsame römische Geschichte zurück, er betrachtet sich als 
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die unmittelbare Fortsetzung des römischen Imperiums. Durch 
die Ausgrabungen und das Propagieren der geschichtlichen For¬ 
schungsergebnisse soll im italienischen Volke das Gefühl einer 
gemeinsamen großen Vergangenheit und die Verpflichtung zur 
Fortsetzung dieser Aera geweckt werden. Der faschistische Staat 
ist der Erbe der antiken Weltherrschaft, die Mosaiken an der Via 
del' Impero zeigen dies mit aller Deutlichkeit. Der römische 
imperiale Gedanke — die letzte Vollendung des absoluten Staa¬ 
tes — wird vom Faschismus wieder aufgegriffen. „Der faschi¬ 
stische Staat ist Wille zur Macht und zur Herrschaft (impero). 
Die römische Ueberlieferung ist ihm eine Idee des Antriebs. 
In der faschistischen Doktrin bedeutet das Imperium nicht 
nur Land, Soldaten oder Handel, sondern auch Geist. Man 
kann sich ein Imperium vorstellen, in dem eine Nation un¬ 
mittelbar oder mittelbar andere Nationen führt, ohne auch 
nur einen Quadratkilometer Bodens erobern zu müssen. Für 
den Faschismus ist die Neigung zum Imperialismus, d. h. 
zur Entfaltung der Nation eine Offenbarung der Lebens¬ 
kraft" 1 “). Die imperiale Stellung Roms im Mittelmeerbecken soll 
in zeitgemäßer Form erneuert werden. Es steht weniger der ge¬ 
bietsmäßige als vielmehr der geistige Herrschaftsanspruch im 
Vordergrund. Alle geschichtlich von der römischen Welt mit¬ 
bestimmten Länder gehören nach faschistischer Auffassung auf¬ 
grund ihrer lateinisch-katholischen Gemeinsamkeiten geistig zu 
Rom. Das neue Rom ist der geistige Führer. Hieraus erwächst 
die Verpflichtung, diese Länder in eine Art politisch-kulturelles 
Protektoratsverhältnis zu nehmen. Die gegenwärtige Kulturkrise 
kann nach faschistischer Auffassung nur durch die Lehren und 
die Weisheit Roms überwunden werden“*). Völkische oder 
rassische Erwägungen spielen bei diesem Imperialismus so wenig 
wie im innerstaatlichen Denken eine Rolle, ja er ist überhaupt 
erst durch das Fehlen dieser Prinzipien bedingt. 

In dieser Gestalt stellt sich das korporative faschistische 
Staatsprinzip dar. Es kam hier nicht darauf an, den Staats¬ 
gedanken bis ins Einzelne zu entwickeln oder die verschiedenen 
Theorien innerhalb des Faschismus aufzuzeigen, wie z. B. die 
Corradinis, der die Nation mehr biologisch auffaßt oder die 
Gentiles, der eher zum — wirklichen — Volksstaatsgedanken 
neigt. Er wurde in seinen Grundzügen so entwickelt, wie er sich 
aus der Wirklichkeit und den Reden und Schriften Mussolinis 
ergibt. Es hat sich auch gezeigt, daß zu seinem vollen Verständnis 
ein Ausblick auf die Geschichte unerläßlich ist und hierbei er¬ 
kennt man, daß der Staat Mussolinis kein Erzeugnis der Theorie, 
sondern der praktischen Notwendigkeit ist. 
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F. Die deutsche Volksgemeinschaft 

Die nationalsozialistische Idee wirkt in allen Bereichen deut¬ 
schen Lebens. In der Erziehung, im Recht, in der Wirtschaft, 
überall sind ihre Grundprinzipien erkennbar, so auch in der 
Arbeitsverfassung. 

Den Mittelpunkt der deutschen Arbeitsverfassung bildet der 
Gedanke der Betriebsgemeinschaft. Diese ist aber nicht nur Pro¬ 
duktions- oder Arbeitsgemeinschaft; denn eine allein auf wirt¬ 
schaftlichen Vernunftgründen füllende Gemeinschaft würde nicht 
genügen, um dieKlassentheorie und dieKlassenkampfideologierest- 
los zu überwinden. Hinzu kommt der Gedanke der Volksgemein¬ 
schaft, der im täglichen politischen Kampf gepredigt und in den 
Formationen der Bewegung vorgelebt wurde. Erst nachdem so 
in politischem Rahmen ein starkes Bewußtsein der blutmäßigen 
Zusammengehörigkeit in dem gesamten Volke entwickelt worden 
ist, schickt man den einzelnen Werkmann in den Betrieb und 
läßt ihn hier eine Gemeinschaft im Kleinen bilden. Das geistige 
Fundament des Arbeitsordnungsgesetzes ist der Volksgemein¬ 
schaftsgedanke, da der Gesetzgeber von der festen Ueberzeugung 
durchdrungen war, daß bis in die letzten Zellen der großen Ge¬ 
meinschaft das Gefühl des völkischen Zusammenhangs wirksam 
gemacht und dort gepflegt werden kann. Umgekehrt festigt sich 
auch die Volksgemeinschaft in den Betriebsgemeinschaften wieder; 
denn dort erst erhält der Werkmann die endgültige Gewißheit, 
vollwertiges und unentbehrliches Glied der Volksgemeinschaft zu 
sein. 

Das Volk als Gemeinschaft ist die tragende Mitte unserer 
Weltanschauung. Die Klassengegensätze werden durch diese Idee 
überwunden, die Antithese Staat—Individuum wird zur wahren 
Synthese in der Gemeinschaft, die diese Begriffe als aufgehobene 
Momente in sich trägt. Die Gemeinschaft ist für den National¬ 
sozialismus die entscheidende Form des menschlichen Zusammen¬ 
lebens, von ihr und nicht vom Individuum leitet die Wissenschaft 
ihre Grundsätze und Richtlinien ab. Der Individualismus ist mit 
diesem Prinzip, in dem der Mensch nicht als selbstherrliches 
isoliertes Einzelwesen, sondern immer nur als Glied einer Ge¬ 
meinschaft erfaßt wird, restlos überwunden. Die Gemeinschaft 
ist die Form, in der sich das ganze menschliche Leben abwickelt 
und durch die es überhaupt erst Sinn und Deutung erhält. Dies 
bedeutet jedoch keine Vernichtung der Persönlichkeit, im Gegen¬ 
teil liegt es im Interesse der Gesamtheit, diese in ihrem Rahmen 
zur freien Entfaltung und bestmöglichen Geltung zu bringen. Die 
persönliche Leistung gliedert die Gemeinschaft, indem sie die 
Stellung des Einzelnen in ihr entscheidet. Eine gemeinschafts- 
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freie Sphäre des Einzelnen gibt es nicht; denn da der Mensch 
nur durch die Gemeinschaft existiert, kann er auch seine persön¬ 
liche Freiheit nur von ihr ableiten. Wer diese Bindung anerkennt 
und damit das nötige Gemeinschaftsgefühl besitzt, wird sich auch 
innerhalb der Gemeinschaft nie unfrei oder gezwungen fühlen, 
sein freies Handeln wird in Harmonie mit den Regeln der Ge¬ 
meinschaft verlaufen. Damit wird durch Schaffung des Gemein¬ 
schaftsgefühls und durch Pflege des Gemeinschaftsbewußtseins 
der Gegensatz Einzelwesen — Ganzheit durch die Gemeinschaft 
selbst aufgehoben, ohne daß es hierzu eines konstruktiven kor¬ 
porativen Systems bedürfte. . 

Als die lebendigste und entscheidende Form einer Gemein¬ 
schaft überhaupt gilt uns das Volk. In der Volksgemeinschaft als 
umfassender echter und größter Gemeinschaft spielt das gesamte 
menschliche Leben, aus dem völkischen Lebenszusammenhang 
heraus kann der Einzelne erst den Zweck seines Lebens erkennen 
und erfüllen. Der Volksgenosse ist nicht ein auf sich selbst ge¬ 
stelltes isoliertes Lebewesen, sondern ein Mensch, dessen Lebens¬ 
kreis die deutsche Volksgemeinschaft bildet, von der er alle seine 
Anlagen und Fähigkeiten herleitet und in deren Dienst er sie 
wieder stellt. Die große deutsche Volksgemeinschaft, die von 
demselben Körper, derselben Seele und demselben Geist ge¬ 
tragen wird, bildet mit allen ihren Lebensäußerungen und 
Organisationsformen den Staat selbst in weitestem Sinne, oder 
der Staat in engerem Sinne ist lediglich Beamten- und Behörden¬ 
apparat, welcher der Volksgemeinschaft zu dienen hat. Das Volk 
steht allein im Mittelpunkt, das Individuum ist durch den Ge¬ 
danken der Gemeinschaft überwunden. An die Stelle des indi¬ 
vidualistischen ist das gemeinschaftsbewußte Denken getreten, 
das einen Gegensatz Staat — Individuum ebenso unmöglich er¬ 
scheinen läßt, wie die Vorstellung des Staates als juristische 
Person, ab Einzelperson mit Beziehung zur Einzelpersönlich¬ 
keiten. 

Die Wiederentdeckung des Volkes ist das Hauptereignis der 
nationalsozialistischen Revolution, durch deren Sieg „das Volk 
als das seiende und bleibende über jede Organisation, Konstruk¬ 
tion und Funktion oestellt wurde"'). Das deutsche Volk hat zwar 
schon lange vorher existiert, aber erst nach 1933 ist es zentraler 
Gegenstand der deutschen Politik geworden. Diese Entwicklung 
war durchaus kein Vorgang der Theorie oder der Staatslehre, 
sondern bedingt durch die im 20. Jahrhundert mit Macht ein¬ 
setzende Volkwerdung der Deutschen auf dem Wege zur blut¬ 
mäßigen Gemeinschaft. Vor dem Kriege war im Reich vielfach 
das Bewußtsein eines Zusammenhangs mit dem Volkstum außer¬ 
halb der Grenzen oder mit dem Auslandsdeutschtum verloren 
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gegangen. Man braucht dabei nur an das Bundesstaatsangehörig- 
keitsgesetz von 1870 zu denken, nach dessen Bestimmungen (§21) 
ein Deutscher seine Staatsangehörigkeit verlor, wenn er 10 Jahre 
im Ausland weilte und nicht in die Konsulatsmatrikel eingetragen 
war. Im Weltkrieg jedoch, als Deutsche aus dem Herzen des 
Reichs mit Grenzland- und Ueberseedeutschen Schulter an 
Schulter für ihr Volk kämpften, wurde das Bewußtsein des völ¬ 
kischen Zusammenhangs geweitet. Aber erst in den Nachkriegs¬ 
jahren zeigte sich die eigentliche geschichtliche und erhaltende 
Kraft des deutschen Volkstums, als es ohne staatliche 
Deckung um seinen Bestand kämpfen mußte. Was im Inneren 
in den Volksabstimmungen, in den Freikorpskämpfen, der Separa¬ 
tistenabwehr oder durch die Volksbewegung der NSDAP geleistet 
wurde, entspricht einem erbitterten und geschichtlich bedeut¬ 
samen Kampf des Volkstums außerhalb der Grenzen. Durch 
Schul- und Vereinsverbote, durch Bodenraub und andere ähnliche 
Methoden versuchte man die Eigenständigkeit dieses Deutsch¬ 
tums zu vernichten. An keiner Stelle jedoch gelang die Assimilie- 
rung, vielmehr wurden gerade da. wo Ausländer mit Deutschen 
um den Boden rangen, die Ideen der völkischen Gemeinschaft 
entzündet und das Gefühl für fortdauernde Volksbindung trotz 
verschiedener Staatsangehörigkeit gestärkt. Das Volk erwies sich 
in dieser Zeit als tatsächlich vorhanden, als wirkliche Kraft, cs 
war mehr als bloße Idee. In dem gewaltigen Erfolg der Saar¬ 
abstimmung fand das gesamtdeutsche Volk eine weitere Stärkung 
seiner völkischen Einheit, und heute ist die Volksdeutsche Front 
in ungebrochener Stärke weit dem Reiche vorgelagert. Dieses sich 
in einem bestimmten Raum entfaltende Volk, durch gemeinsame 
Geschichte zusammengeschweißt, durch gleiche Kultur, gleiche 
Sitte und gleiche Sprache, vor allem aber durch das gleiche Blut 
zu einer Gemeinschaft geprägt, bildet den Ausgangspunkt der 
nationalsozialistischen Lehre. War für den Faschismus der Staat 
Angelpunkt der gesamten Doktrin, so ist es für den National¬ 
sozialismus das Volk. 

Der heutige Volksbegriff unterscheidet sich von dem der vor¬ 
revolutionären individualistischen Epoche. Das Volk wird nicht 
als Summe der Untertanen, sondern als Gemeinschaft erfaßt. 
Die Gemeinschaft ist der große Gegensatz zum Begriff der Masse, 
des Kollektivs—Ausdrücke, wie sie gerade in der faschistischen 
Terminologie häufig gebraucht werden. Die Volksgemeinschaft 
ist der Grundtatbestand, aus welcher der Staat erwächst, sie ist 
die Kraft, die den Staat schafft, bewegt und trägt. Allein von dem 
Volke her erhält der Staat seine Deutung, seinen Sinn und seine 
Zwecksetzung. Er kann daher weder selbständige Person noch 
Selbstzweck, sondern nur Mittel zum Zweck sein. „Sein Zweck 
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liegt in der Erhaltung und Förderung einer Gemeinschaft physisch 
und seelisch gleicher Lebewesen""’). „Der Staat ist uns heute 
kein selbständiger Götze mehr, vor dem alle im Staube zu liegen 
hätten, der Staat ist nicht einmal ein Zweck, sondern er ist auch 
nur ein Mittel zur Volkserhaltung. Ein Mittel unter anderen, wie 
es Kirche, Recht, Kunst und Wissenschaft ebenso sein sollten. 
Staatsformen ändern sich und Staatsgesetze vergehen, das Volk 
aber bleibt, daraus folgt allein schon, daß die Nation das erste 
und das letzte ist, dem sich alles andere zu unterwerfen hat""). 
„Das Volk ist das Primäre; Partei, Staat, Armee, Wirtschaft, 
Justiz sind sekundäre Erscheinungen, Mittel zum Zweck der Er¬ 
haltung dieses Volkes'" 17 ). Nach der Auffassung des Führers und 
seiner Mitarbeiter ist der Staat seiner wesentlichen Grundlage 
nach Apparat. Das heißt aber nicht, daß er losgelöster, selbstän¬ 
diger Mechanismus ist. Er ist immer vom Volke abhängig, mit 
ihm verbunden und in seinem Wesen verwurzelt. Mitunter wird 
der Staat vom Führer auch als Form 1 "*), als Organisationsform 
des völkischen Lebens'”) bezeichnet. Hiernach ist der Staat die 
Lebens- und Erscheinungsform des Volkes, auch wenn er nicht 
alle Glieder umschließt; denn im Kernstaat sieht das Gesamtvolk 
mit seinen außerhalb der Grenzen lebenden Teilen das sichtbare 
Symbol seiner Existenz. Die höhere Mission des Staates „liegt 
wesentlich im Volkstum, dem der Staat durch die organische 
Kraft seines Daseins nur die freie Entwicklung zu ermöglichen 
hat*" 30 ). Aus dem Volkstum begründet sich der Staat, es ist Bürge 
und Quelle des Daseins seines staatlichen Kerns, aus ihm erhält 
er daher seine Würde, seine Macht und Bestimmung: Das Volks¬ 
tum nach außen zu schirmen und ihm im Innern ein Optimum der 
Entwicklung und Entfaltung aller in ihm liegenden Kräfte zu ver¬ 
bürgen. 

Neben diesem engeren kennt die nationalsozialistische Staats¬ 
rechtswissenschaft noch einen zweiten, umfassenderen Staats¬ 
begriff, wonach der Staat das Volk selbst in seiner äußerlich 
erkennbaren Lebensform ist”') oder sich als Volk in Gemeinschaft 
darstellt. In der Tat verbindet sich diese Vorstellung mit dem 
Staatsbegriff, wenn etwa vom Leben oder vom Wohle des Staates 
die Rede ist. An die Stelle des Rechtsbegriffs der juristischen 
Staatsperson ist der Rechtsbegriff der Volksgemeinschaft getreten. 
Im Grunde möchte die Auseinandersetzung, ob engere oder wei¬ 
tere Staatsauffassung als Streit um Worte müßig erscheinen, 
wenn nicht um den Staatsbegriff an sich wieder ein Kreis von 
Beziehungen und Probleme liegen würde, die dann jeweils an¬ 
derer Deutung bedürfen. Im allgemeinen jedoch wird an dem 
engeren Staatsbegriff festzuhalten sein, vor allem deshalb, weil 
es schwierig ist, im Staat als Volksgemeinschaft das außerhalb 
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der Grenzen lebende Volkstum mitzuerfassen, und cs dem völ¬ 
kischen Denken nicht entspräche, die Volksgemeinschaft an den 
Grenzen aufhören zu lassen. 

Als umfassender Begriff wurde vom Führer vielfach „das 
Reich" gebraucht, das Reich als die konkrete Volksgemeinschaft, 
bestehend nicht nur aus den Staatsangehörigen, sondern aus dem 
gesamten deutschen Volk. Dieser Reichsgedanke hat mit Imperia¬ 
lismus nichts zu tun, es fehlen ihm jegliche machtpolitische Ten¬ 
denzen. Das Reich findet seine Grenzen im eigenen Volkstum und 
diese unbedingte Bindung begründet die Achtung vor fremdem 
Volkstum. Einschmelzen von Minderheiten oder sonstigen volks¬ 
fremden Elementen ist mit völkischem Denken eben unvereinbar. 
Der Nationalsozialismus denkt auch nicht daran, staatliche Un¬ 
abhängigkeiten anzutasten, es kommt ihm in erster Linie auf die 
Gleichgerichtetheit des Volkes an. Anschlußfragen snd ihm daher 
weniger ein staatliches als vielmehr ein volkliches Problem; denn 
in dem mittel- und südosteuropäischen Völkergewirr ist es 
— nicht nur für Deutschland — unmöglich, alle seine Volks¬ 
angehörigen in einem Staate zu vereinen, und ebenso wird es an 
den Grenzen, wo die Völker ineinanderfließen, immer Minder¬ 
heiten geben. Aber hierdurch braucht die Einheitlichkeit eines 
Volkstums durchaus nicht zerstört zu werden. Nach faschistischer 
Auffassung allerdings ist Volk ohne und außerhalb des Staates 
'öllig undenkbar'"). Im übrigen steht der Nationalsozialismus 
durchaus nicht allein, wenn er in sämtlichen Gruppen seines 
Volkstums eine überstaatliche Volksgemeinschaft sieht. Bereits 
im Jahre 1929 fand in Warschau ein Kongreß der Auslandspolcn 
und im gleichen Jahre ein solcher der Auslandsmagyaren in 
Ungarn statt, mit den Zielen, die jeweiligen Volkstumsgruppen 
und Minderheiten ohne Rücksicht auf die staatliche Zugehörig¬ 
keit zu einer kulturellen Einheit zusammenzufassen. 

Aber ob Reichsgedanke, ob weiterer oder engerer Staatsbegriff, 
alle Theorien werden vom Volke bestimmt. Die Volksgemein¬ 
schaft ist der Mittelpunkt, um den sich die Staatsbegriffe drehen, 
auf diese Tatsache kommt es hier zur Unterscheidung vom Faschis¬ 
mus in erster Linie an. „Der Ausgangspunkt der nationalsozia¬ 
listischen Lehre liegt nicht im Staat, sondern im Volk" IJS ), wäh¬ 
rend „für den Faschismus alles im Staate beschlossen liegt" 1 * 1 )- 
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G. Schlußbetrachtung 

Im Verlaufe der Darstellung hat «ich gezeigt, daß zwischen 
Faschismus und Nationalsozialismus trotz vielerlei Berührungs¬ 
punkten und Aehnlichkciten wesentliche Verschiedenheiten be¬ 
stehen. Es sind Unterschiede, die zu einem großen Teil durch die 
geschichtlichen Entwicklungen bedingt sind oder den jeweiligen 
politischen Gegebenheiten und Notwendigkeiten entsprangen; 
denn jede politische Idee bildet sich an einer bestimmten Lage, 
sei es, um sie zu verteidigen oder sei es, um sie zu beseitigen. 
Der Faschismus erwies sich im wesentlichen als ein Prinzip der 
Form. Der Staat mit seinen Organisationen steht im Vordergrund, 
mit der Schaffung des faschistischen Staates, der in dieser Gestalt 
Jahrhunderte überdauern soll, ist eine der Hauptaufgaben erfüllt. 
Der Nationalsozialismus dagegen ist ein Prinzip des Lebens, er ist 
Künder einer neuen deutschen Haltung und eines neuen deutschen 
Stils. Durch die Rückkehr zu den Gedanken der natürlichen Ge¬ 
meinschaft überwindet er die Auflösungserscheinungen der indi- 
vidualistisch-liberalistischen Epoche. Einer der Hauptfaktoren 
dieser Erscheinungen bildete die Rassemischung und Zersetzung 
der völkischen Substanz durch artfremde Elemente. Die notwen¬ 
digste Voraussetzung einer Gemeinschaft ist jedoch die gleiche 
rassische Grundlage ihrer Träger, sie erst ermöglicht ein wahres 
Gemeinschaftserlebnis. Menschen, ohne jegliche rassische Ge¬ 
meinsamkeiten, werden weder durch gemeinsame Arbeit noch 
durch gemeinsamen Kampf zu einer Gemeinschaft zusammen¬ 
geschlossen. Sie bilden allenfalls einen vom Verstände bestimm¬ 
ten Interessenzusammenschluß, eine Gesellschaft, sind aber zur 
wahren Gemeinschaft nie fähig. Aufgrund ihrer verschiedenen 
rassischen Struktur, die nicht nur in körperlichen Merkmalen be¬ 
steht, unterscheiden sie sich im Denken, Fühlen und Erleben, 
und dieser Unterschied verhindert das Entstehen einer voll¬ 
kommenen Einheit.* der Gemeinschaft. Die Gesellschaft ist da¬ 
gegen die der Gemeinschaft entgegenstehende Gcscllungsform, 
die nur vom Verstände, ohne jeden Einfluß der Gefühle geschaffen 
wird. Es ist bezeichnend, daß im Zeitpunkt der stärksten Gemein¬ 
schaftszersetzung die Lehre auftaucht, der Staat sei durch einen 
Vertrag entstanden, den die Menschen geschlossen haben, sie 
werden also nur durch die Norm des Verstandes zusammen¬ 
gehalten. An diesem Staat muß sich demnach auch jedes Lebe¬ 
wesen, das den nötigen Intellekt zu einem Vertragsabschluß mit¬ 
bringt, ohne Rücksicht auf Rassenzugehörigkeit beteiligen können. 
Der nationalsozialistische völkische Staat jedoch ist im Gegensatz 
zu dem Gesellschaftsstaat, Gemeinschaftsstaat. Er hat zur Vor¬ 
aussetzung, daß alle seine Glieder körperlich und seelisch im 



wesentlichen glcichgeartct sind, da sich nur unter dieser Voraus¬ 
setzung das feste Band des Gemeinschaftserlebnisses einstellt. 
Deswegen war es die dringendste Aufgabe des Nationalsozialis¬ 
mus, auf dem Wege zur Volksgemeinschaft die artfremden Ele¬ 
mente aus dem Volkskörper auszuscheiden und das Volkstum in 
seiner jetzigen rassischen Gestalt zu erhalten. Dieses Bestreben 
hat in den Beamtengesetzen, dem Bauernrecht und den soge¬ 
nannten Nürnberger Gesetzen bereits vielfältigen Ausdruck ge¬ 
funden. Wohl ist das deutsche Volk, bedingt durch die geschicht¬ 
liche Entwicklung, aus verschiedenen Rassen zusammengesetzt, 
aber entscheidend ist, daß es vorwiegend nordrassisch bestimmt 
ist und die gesamtvölkische Substanz nur artverwandte Rassen 
enthält. Die Arterhaltung ist wichtigste Voraussetzung zur Ge- 
incinschaftsbildung und damit auch zur Ueberwindung des Indi¬ 
vidualismus und des Liberalismus. Hieraus ergibt sich mit aller 
Deutlichkeit, daß das Rassenprinzip als Grundlage der national¬ 
sozialistischen Weltanschauung die Achse aller politischen Ueber- 
legungen bilden muß und es in dieser Frage keine Kompromisse 
geben kann. 

Der Faschismus kennt kein Rassenprinzip in unserem Sinne, 
er geht in Beurteilung dieser Frage andere Wege als das national¬ 
sozialistische Deutschland. Es wurde eingangs erwähnt, daß schon 
die rein sprachliche Entsprechung des deutschen Wortes Rasse 
— Razza einen anderen Sinn hat, mehr politischer Begriff ist 
und das Volk als ganzes bedeutet, ohne Rücksicht auf rassische 
Unterschiede. Razza wird insbesondere gebraucht, wenn von der 
gesundheitlichen Beschaffenheit des Volkes die Rede ist. Die Be¬ 
kämpfung des Alkoholismus, der Kampf gegen die Tuberkulose, 
Kindes, Mutter- und Familienschutz werden in gleicher Weise 
als Maßnahmen zur Verteidigung der Rasse bezeichnet. In einem 
„Consiglio dei ministri per la difesa della razza“ (Ministerrat 
zur Verteidigung der Rasse) vom 16. April 1937 wurden Be¬ 
schlüsse über Ehestandsdarlehen, Geburtsprämien, Bevorzugung 
von Kinderreichen gefaßt’ 1, ), ein Beweis, daß in der amtlichen 
Sprache das Wort Razza bis heute im gleichen Sinne weiterver¬ 
wandt wird. Es gibt allerdings auch eine Reihe von Faschisten, 
die sich, angeregt durch den Nationalsozialismus, mit der Rassen¬ 
frage tiefer befaßten und verschiedentlich auch versuchten, dem 
deutschen Prinzip vom Höchstwert der nordischen Rasse ein 
Aequivalent entgegenzusetzen: Die lateinische Rasse. Sie wird 
definiert als der große Schmelztiegel (!) des Blutes und des 
Geistes der Mittelmeervölker, wobei insbesondere der italienische 
Geist die Verschiedenheiten assimiliert haben soll'*). Cogni m ) 
spricht sogar davon, daß durch den Faschismus und den Natio¬ 
nalsozialismus das Licht des alten nordischen Blutes wieder auf 



der Welt entzündet worden sei. Dabei will er aber den Begriff 
..nordisch" keineswegs geographisch gewertet wissen, vielmehr 
kommt für ihn das Licht und die Kraft aller Kultur aus dem Mit¬ 
telmeerbecken, das erst die Völker im Norden erweckt und be¬ 
fruchtet habe. Vielfach wurde auch die Ansicht vertreten, daß 
sich oft aus glücklichen Rassenmischungen erst die Kraft, die 
Schönheit und die Eigenart einer Nation ergebe 1 ”). Diese Theorie 
spielte in der Propaganda für den Abessinienfeldzug eine bedeut¬ 
same Rolle, indem in Liedern und Bildern die schwarze Schön¬ 
heit in der breiten Oeffentlichkeit gepriesen und darauf hinge¬ 
wiesen wurde, welch herrliches Geschlecht sich aus der Verbin¬ 
dung der intelligenten und beweglichen Italiener mit den stolzen 
und unverbrauchten Amharen ergeben müsse. Eine amtliche 
Stellungnahme der Regierung oder Partei zu den verschiedenen 
Richtungen und Rassentheorien innerhalb des Faschismus war 
unterblieben, bis der erfolgreiche Abschluß des abessinischen 
Feldzuges und die sich anschließende Kolonisation des Imperiums 
Auswirkungen nach sich ziehen mußten und eine Stellungnahme 
zu gewissen Fragen notwendig machten. Im September 1936 er¬ 
klärte der Duce öffentlich, daß sich der Staat in jeder Form 
sentimentalen Beziehungen zwischen weißen Italienern und ein¬ 
geborenen farbigen Frauen widersetze. In einem Gesetz vom 
9. Februar 1937 wurde dann das außereheliche Zusammenleben 
(il madamismo) von Italienern und Eingeborenen als Verbrechen 
mit Zuchthaus von 1 bis 5 Jahren bedroht. Für die Notwendigkeit 
des Gesetzes werden zwei Gesichtspunkte für maßgebend er¬ 
klärt“'*) : 

1. Die moralische Autorität des herrschenden weißen Ele¬ 
mentes (1* autoritä morale deH'elcmento bianco domina- 
tore) darf auf keinen Fall durch derartige Beziehungen 
untergraben oder gefährdet werden. 

2. Der italienische territoriale Imperialismus ist nichts an¬ 
deres als die Expansionskraft der Nation, entstanden aus 
der Notwendigkeit, für die immer wachsende Bevölkerung 
Lebensraum zu schaffen. Der jährliche Bevölkerungsüber¬ 
schuß von 400 000 Menschen soll dem Vaterlande nicht 
mehr durch Auswanderung verlorengehen, sondern durch 
die „weiße Kolonisation" (la colonizzazione bianca, che 
ha per nucleo la famiglia) erhalten bleiben. Aethiopien 
gibt den Italienern Land und Lebensmöglichkeiten für sich 
und ihre Familien, es soll sich dort italienisches Familien¬ 
leben entwickeln, so daß innerhalb eines Jahrhunderts die 
angesiedelten Italiener die Urbewohner an Zahl überragen. 
Bildet sich in Aethiopien aber ein Mulattenreich, was bei 
Berücksichtigung der Fruchtbarkeit der Mischlinge sehr 



schnell geschehen könnte, so wäre die weiße Kolonisation 
und die damit beabsichtigte Lösung des Bevölkerungs- und 
Raumproblcms in Frage gestellt. Außerdem waren Misch¬ 
linge schon immer Elemente der sozialen Unzufriedenheit 
und der politischen Unordnung und könnten, in großer 
Zahl, das Gesamtimperium gefährden. 

Aus dieser Motivierung ist deutlich erkennbar, daß das Ge¬ 
setz ausschließlich aus staats- und machtpolitischen Beweggrün¬ 
den erlassen wurde und eigentliche rassische, lebensgesetzliche 
Erwägungen keine nennenswerte Rolle gespielt haben. Am besten 
ist die Einstellung des faschistischen Italiens zur Rassenfrage an 
der Haltung, die es dem Judentum gegenüber einnimmt, zu er¬ 
kennen. Wie überall, so brachte der Liberalismus auch in Italien 
in der Mitte des vorigen Jahrhunderts eine Judenemanzipation" 0 ) 
und ein Eindringen der Juden bis in die höchsten Stellen mit sich. 
Der Faschismus brachte keine Aenderung der Einstellung zum 
Judentum. Seine höchste Wertung ist der Staat, er schafft die 
Nation, das Staatsvolk und hat die Pflicht, fremde Bestandteile, 
die aus irgendwelchen Ursachen in dessen Mitte traten, zu assimi¬ 
lieren 131 ). Wenn trotzdem verschiedentlich von einem faschisti¬ 
schen Antisemitismus die Rede ist, so handelt es sich um einen 
Antisemitismus mit umgekehrten Vorzeichen, um einen poli¬ 
tischen Antisemitismus, im Gegensatz zu unserem rassischen. Die 
Einstellung des Faschismus zum Judentum ändert sich nämlich 
erst, sobald es sich der Assimilation oder Absorption widersetzt 
und als Zionismus oder mit sonstigen internationalen Bindungen 
(Freimaurerei) auftritt. Es ist mit faschistischem Staatsdenken 
unvereinbar, daß ein Teil des Volkes in überstaatlichen und da¬ 
her antinationalen Bindungen verhaftet ist oder sich gar mit 
seiner Person und seinem Vermögen dem Staat entziehen will. 
Gegen diese richtet sich der Antisemitismus. Die andern aber, die 
sich gegen den Zionismus und die Tätigkeit des internationalen 
Judentums entscheiden, die sich als Italiener fühlen und be¬ 
kennen, werden als völlig gleichwertig und gleichberechtigt an- 
erkannt l3? ) ,a3 ). 

Zusammenfassend kann man wohl sagen, daß dem Faschismus 
das Rassenprinzip fehlt. Da dieses aber die notwendigste Voraus¬ 
setzung zur Gemeinschaft ist, vermag er die Auflösungs- und Zer¬ 
setzungserscheinungen derindividualistisch-liberalistischenEpoche 
auch nicht mit dem natürlichen Gemeinschaftsgedanken zu über¬ 
winden, er versucht es mit dem konstruktiven korporativen 
Prinzip. Eine andere Frage ist es, ob bei der verschiedenartigen 
Struktur des italienischen Volkes überhaupt noch von einer 
rassischen Gemeinschaft gesprochen werden kann. Aber wenn 
Italien auch seit der Zeit der römischen Republik und dem 


57 



Kaisertum einer starken Rassenmischung unterworfen war, so 
hat es doch immer wieder lange Zeiträume gegeben, in denen 
sich seine völkische Substanz, unbeeinflußt von außen, reinigen 
und festigen konnte und sicher ist, daß jede Annäherung an die 
Reinheit der völkischen Substanz die Gemeinschaftsbildung be¬ 
günstigt. In diesem Zusammenhang ist jedenfalls sehr bedeutsam, 
daß der Faschismus — wenn auch vorwiegend aus politischen 
Erwägungen — zum erstenmal die Assimilation eines anthro¬ 
pologisch grundverschiedenen Elementes abgelehnt hat, ein 
Grundsatz, der sich bei der Wendigkeit der italienischen Politik 
auch einmal gegen andere Elemente richten könnte- 

Der Faschismus kennt keine starre Doktrin. Selbst das korpo¬ 
rative Prinzip, sagt Bottai, „wird als ein Mittel, nicht als ein Ziel 
hingestellt. Das Ziel ist die Macht Italiens und der Wohlstand 
des italienischen Volkes. Wenn wir morgen gewahr werden, daß 
dieses Ziel sich besser mit einem wenig oder sehr von dem bis¬ 
herigen verschiedenen Mittel verwirklichen läßt, werden wir nicht 
einen Augenblick zaudern, den neuen Weg einzuschlagen , ‘ , ' , ). 
Wir werden uns deshalb hüten, dem Faschismus, der sich in 
steter Bewegung und Entwicklung befindet, mit voreiligen Wert¬ 
urteilen Unrecht zu tun. Die hier aufgezcigten Unterschiede 
sollen lediglich als Tatsachen gewertet werden. 
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